:antifaschistische 
nachrichten 


Nationalistische und 
nn rechtsextreme Parteien 

haben bei den Wahlen 
zum Europaparlament vom 4. 
bis 7. Juni 2009 in mehreren 
EU-Staaten deutlich zugelegt. 
Insgesamt konnte das rechts- 
extreme, nationalistische und 
rechtskonservative Spektrum 
die Zahl seiner Mandate in 
etwa halten - und das trotz ei- 
ner Verkleinerung des Parla- 
ments von 785 auf 736 Sitze. 
Die deutschen Rechtsparteien 
DVU und „Die Republikaner” 
(REP) spielten dabei keine Rol- 
le. 


Der Wahlkampfstrategie der „British Na- 
tional Party“ (BNP) war aggressiv ange- 
legt. „Battle for Britain“, dieser aus der 
Zeit des Zweiten Weltkriegs entlehnte 
Slogan gab die Marschrichtung der neo- 
faschistischen Partei vor. Ein Abfangjä- 
ger des Typs Spitfire sollte der Kampfan- 
sage an Europa auf den Wahlplakaten 
Nachdruck verschaffen. Dazu kam in 
den letzten Wochen die Kampagne „Pu- 
nish the Pigs“ („Schlagt die Schweine“), 
mit der man auf den pünktlich zur Wahl 
aufgedeckten Spesenskandal britischer 
Politiker reagierte. Nach 4,9 Prozent bei 
der Europawahl 2004 und einer steigen- 
den Zahl kommunaler Mandate, das war 
unverkennbar, wollten die britischen 
Rechtsextremisten unter ihrem wegen 
Volksverhetzung vorbestraften Vorsit- 
zenden Nick Griffin am 4. Juni nun end- 
lich spürbar punkten. Die Rechnung soll- 
te aufgehen. Zum ersten Mal in ihrer Ge- 
schichte entsendet die Partei, deren Sta- 
tuten nur Weiße als Mitglieder zulassen 
und die Nicht-Weiße gerne von der Insel 
deportieren würde, zwei Abgeordnete 
nach Brüssel, darunter auch Griffin. 

Die Strategie der offenen Provokation 
funktionierte aber durchaus nicht nur in 
Großbritannien. Die ungarische Partei 
„Jobbik“, seit Jahre wegen Antisemitis- 
mus und ihrer romafeindlichen Miliz 
„Ungarische Garde“ in den Schlagzeilen, 
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Europas Rechtsparteien 


auf 


kam aus dem Stand auf knapp 15 Prozent 
und drei Mandate. „Wir haben einen 
Traum — Ungarn den Ungarn, dass unse- 
re Heimat kein zweites Palästina wird, 
nicht verarmt und zu einer Kolonie ver- 
kommt“, so die Spitzenkandidatin Krisz- 
tina Morvai am Tag nach dem Urnen- 
gang. Noch am Wahlabend hatte Partei- 
chef Gäbor Vona den Sieg seiner Partei 
mit dem „Triumph palästinensischer Par- 
tisanen gegen israelische Helikopter“ 
verglichen. 

Neu im Europaparlament ist zudem 
die islamfeindliche „Partii voor de 
Vrijheid“ (PVV) von Gert Wilders (17 
Prozent). Wilders hatte im März 2008 
den Film „Fitna“ veröffentlicht, der als 


Tab. 1: Rechtsextreme und rechtspopulislische Parteien im neuen Europaparlament 


em Vormarsch 


gezielte Provokation der islamischen 
Welt gewertet wurde. Gerald Traufetter 
bezeichnet ihn auf „Spiegel Online“ als 
„Pamphlet, eine wüste Collage von Hor- 
ror- und Zerrbildern des Islam“. Auch 
die nationalistische slowakische Regie- 
rungspartei „Slovenskä närodnä strana“ 
(SNS) ist künftig mit einem Sitz im Eu- 
ropaparlament vertreten, ebenso wie die 
belgischen Populisten der „Lijst Dede- 
cker“ (LDD). 

Insgesamt 54 Abgeordnete, das ergeben 
die vorläufigen Zahlen der Wahlforscher 
von „TNS opinion“ in Zusammenarbeit 
mit dem Europäischen Parlament, werden 
künftig das Rechtsaußenspektrum im Eu- 
ropaparlament bilden. .. Seite 3 
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* ITS: Die offen rechtsextreme Fraktion „Identität, Tradition, Souveränität" (ITS) bestand von Januar bis November 


2007. 


** „Ataka“ zog mit dem Beitritt des Landes zur EU zum 1. Januar 2007 zunächst mit einem Abgeordneten in das EU- 
Parlament ein. Die Nachwahlen im Mai 2007 brachten der Partei dann 14,3 Prozent und drei Sitze. 
"= Die „Großrumänienparfei“ (PRM} zög am 1. Januar 2007 zunächst mit 5 Abgeordneten in das Europaparlament 
ein. Bei den Nachwahlen im November 2007 scheiterte die Partei on derin ara er eg 
on Alessandra Mussolini hat sich vor wenigen Wochen gemeinsam mit 
postfaschisfischen Alleanza Nozionale (AN) und Silvio Bertusconis Partei “Forza Italia" (Fl) zur Partei een 
zusammengeschlossen. 


“= Die Partei „Alternativa Sociale" vi 
Libertö“ (PdL, Volk der Freiheit) 


:meldungen, aktionen 


Denkmal für NS-Opfer in 
Mittenwald abgeräumt — 
Affront für NS-Opfer 


MITTENWALD. Die Entfernung des am 
Pfingstsamstag enthüllten Denkmals ist 
ein Affront gegen die Überlebenden und 
die Opfer nationalsozialistischer Verbre- 
chen. 

Das Denkmal ist vom AK Angreifbare 
Traditionspflege der Gemeinde Mitten- 
wald geschenkt worden (siehe letzten 
Ausgabe der Antifaschistischen Nach- 
richten Nr. 11/2009). Die Steine in der 
Glasvitrine wurden von der Gemeinde 
Cortona dem Arbeitskreis überlassen. 
Die Diskussion im Garmisch-Parten- 
kirchner Tagblatt um das Denkmal hat 
gezeigt, dass die Bevölkerung in der Ge- 
meinde Mittenwald keine Auseinander- 
setzung mit den Verbrechen der Gebirgs- 
truppen im Zweiten Weltkrieg wünscht, 
nicht einmal ein Gedenken an die Opfer 
der Verbrechen zulassen möchte. Der 
Abbau des Denkmals von offizieller Sei- 
te spricht für sich. 

Zur Enthüllung hatten wir den Au- 
schwitz-Überlebenden Maurice Clin ein- 
geladen, der auf dem Todesmarsch vom 
Konzentrationslager Dachau am 1. Mai 
1945 in Mittenwald befreit wurde. Auch 
bei seinem zweiten Besuch in Mitten- 
wald hat ihn kein Vertreter der Gemeinde 
offiziell begrüßt. In fast jedem anderen 
Ort wäre bereits dies ein Skandal, nicht 
so in Mittenwald. Maurice Cling sagte 
bei der Enthüllung des Denkmals am 
Pfingstsamstag, dass er das Denkmal 
stellvertretend für die enthüllen würde, 
die auf dem Todesmarsch ermordet wur- 
den. Erst mit diesem würdigen Gedenken 
sei für ihn der Todesmarsch beendet. 

Unsere internationale Kampagne und 
Diskussion muss somit fortgesetzt werden. 

AK Angreifbare Traditionspflege I 
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Kritik an Wulff-Auftritt bei 
den „Schlesiern“ 


HANNOVER. Der Vorsitzende der Land- 
tagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen 
im niedersächsischen Landtag, Stefan 
Wenzel, hat Ministerpräsident Christian 
Wulff (CDU) aufgefordert, kein Gruß- 
wort oder andere „Gunstbezeugungen“ 
auf dem „Deutschlandtreffen“ der 
„Landsmannschaft Schlesien“ Ende Juni 
in Hannover abzugeben. „Es wäre fahr- 
lässig und ein beschämendes Signal ge- 
gen die Verständigung und Integration 
Osteuropas“, so Wenzel gegenüber der 
„Hannoverschen Allgemeinen Zeitung“, 
„wenn der niedersächsische Ministerprä- 
sident sich auf eine Bühne stellt, die mit 
großdeutschen Hirngespinsten dekoriert 
wird“. Die Fraktion der „Linkspartei“ im 
Landtag bezeichnete in einer Pressemit- 
teilung die finanzielle Unterstützung des 
„Deutschlandtreffens“ durch die Landes- 
regierung als einen „Skandal“. Die Frak- 
tionsvorsitzende der „Linkspartei“, Kres- 
zentia Flauger, kündigte an, das 
„Deutschlandtreffen“ im Landtag thema- 
tisieren zu wollen. Außerdem möchte 
Flauger erfahren, welche Erkenntnisse 
über Kontakte der Nachwuchsorganisati- 
on der „Landsmannschaft Schlesien“ zur 
extremen Rechten vorliegen. Minister- 
präsident Wulff wird aufgefordert, sei- 
nen geplanten Auftritt bei dem Treffen 
abzusagen. 


hma 
„Pro NRW“ gratuliert 
„Pro Chemnitz“ 
CHEMNITZ/KÖLN. Die selbsternannte 


„Bürgerbewegung pro NRW“ hat der erst 
vor kurzem gegründeten Wahlformation 
„Pro Chemnitz“ zu ihrem Einzug ins 
Kommunalparlament gratuliert. Die von 
ehemaligen Akteuren der örtlichen „Re- 
publikaner“ gegründete neue „Pro“- 
Fraktion war am 7. Juni mit rund 5 % der 
Stimmen in den Stadtrat gewählt wor- 
den. 

Die Schatzmeisterin von „Pro NRW“, 
Judith Wolter, selbst früher Mitglied der 
„Republikaner“, hatte am 29. Mai auf ei- 
ner Veranstaltung von „Pro Chemnitz“ 
referiert. Die Politikwissenschaftlerin 
Annekathrin Giegengack, die Aussagen 
der Chemnitzer „Republikaner“ anhand 
von Stadtratsprotokollen untersucht hat- 
te, fand dort Äußerungen, „die eindeutig 
als rechtsextremistisch bzw. faschistisch 
einzuordnen“ seien. 

Da sei u.a. vom „um sich greifenden 
Volkstod“ die Rede gewesen und davon, 
daß es überholt sei zu glauben, der 2. 
Weltkrieg sei von Deutschland ausge- 
gangen. 

hma 


Übernahme von „Recht und 
Wahrheit“ ? 


HERZEBROCK-CLARHOLZ. Der ehemalige 
Vorsitzende der 1992 verbotenen „Natio- 
nalistischen Front“ (NF), Meinolf Schön- 
born, will die Herausgabe der neofaschis- 
tischen Zeitschrift „Recht und Wahrheit“ 
übernehmen. Das frühere Organ der 
„Deutschen Freiheitsbewegung“ um Ge- 
org Albert Bosse und dem Altnazi Otto- 
Ernst Remer musste aus personellen Grün- 
den unlängst das Erscheinen einstellen. 
Schönborn, der wegen der Fortführung der 
verbotenen NF zu 27 Monaten Haft verur- 
teilt worden war, will künftig wieder „Le- 
sertreffen“ der Zeitschrift durchführen, 
eine Internetpräsenz aufbauen und die Le- 
serschaft in „Werbe- und Politische Aktio- 
nen“ einbeziehen. Darüber hinaus lädt 
Schönborn für den 20. Juni zu einer zünfti- 
gen Sommersonnenwende-Feier in den 
Raum Erfurt ein. hma 


„extremismus“-Diffamierung 
abgewehrt 


DüssELDoRF. LOTTA - antifaschistische 
Zeitung aus NRW klagt erfolgreich ge- 
gen den Verfassungsschutz NRW. 

Die antifaschistische Zeitung LOTTA 
hat vor dem Verwaltungsgericht (VG) 
Düsseldorf einen Sieg errungen. Dem 
Verfassungsschutz (VS) NRW wurde in 
einem vorläufigen Rechtsschutzverfah- 
ren untersagt, die LOTTA in seinem Jah- 
resbericht 2008 zu nennen. 

Das VG Düsseldorf stellte in seinem Be- 
schluss vom 3. Juni 2009 im Ergebnis fest: 
„Insbesondere geht [der Verfassungs- 
schutz] selbst nicht davon aus, dass im 
Falle [der LOTTA] (..) oder auch nur bei 
einzelnen Autoren von Beiträgen in der 
'LOTTA' verfassungsfeindliche Bestre- 
bungen nachgewiesen sind.“ 

Mit der Nennung der Zeitung LOTTA 
in seinem Bericht setzte sich der VS 
NRW über den Beschluss des Bundes- 
verfassungsgerichts aus dem Jahre 2005 
hinweg, in dem dieses die herausragende 
Bedeutung der Pressefreiheit formulierte 
und dem Wirken des VS sehr enge Gren- 
zen setzte. Die Pressesprecherin der 
LOTTA, Britta Kremers, erklärt dazu: 
„Ziel des VS ist offenkundig, den Begriff 
und die historische Tradition des Antifa- 
schismus unter extremismustheoreti- 
schen Generalverdacht zu stellen: 

Antifaschismus = Linkextremismus = 
Demokratiefeindlichkeit, so die ebenso 
falsche wie ideologisch motivierte Zu- 
schreibung. Damit sollen Projekte wie 
die antifaschistische Zeitschrift LOTTA 
ins politische und gesellschaftliche Ab- 
seits gedrängt und ihnen der Einsatz für 
demokratische Errungenschaften abge- 
sprochen werden.“ 

Wer im VS-Bericht als „Extremist“ 
markiert wird, bleibt in der Regel vom 
breiteren politischen Diskurs ausge- 


«es. >DVU und Republikaner Pfalz (2,0 Prozent), Baden-Württemberg Wiederbelebung der offenen rechts- 
spielen keine Rolle (1,9 Prozent) und Mecklenburg-Vorpom- extremen Fraktion „Identität, Tradi- 


Die beiden deutschen Rechtsparteien mern (1,4 Prozent). Bei der Europawahl fon, Saskarnaen,, 13) Frage 
„Deutsche Volksunion“ (DVU) und „Die im Juni 1989 war es den REP als bisher Ob es, wie nach dem Beitritt Bulgariens 
Republikaner“ (REP) blieben bei der Eu- einziger rechtsextremer Partei seit Beste- und Rumäniens zur EU im Jahre 2007, 
ropawahl bedeutungslos. Nach dem vor- hen der Bundesrepublik gelungen, bei ei- wieder zur Bildung eines offen rechtsex- 
läufigen Ergebnis des Bundeswahlleiterss ner bundesweiten Wahl die 5-Prozent- tremen Zusammenschlusses kommen 
erreichte die DVU mit 0,4 Prozent Hürde zu überwinden. Damals zog sie wird, ist derzeit offen. Nach der Anhe- 
(111.631 Stimmen) nicht einmal die für unter Franz Schönhuber mit 7,1 Prozent bung des Quorums zur Gründung einer 
die Parteienfinanzierung neuralgische und 6 Abgeordneten ins Europaparla- Fraktion von 20 auf nun 25 Abgeordnete 
Schwelle von 0,5 Prozent. Ihr bestes Er- mentein. aus 6 statt bisher 7 Ländern, fehlen dem 
gebnis erzielte die Partei in Brandenburg bisherigen Spektrum der Gruppierung 
mit 1,7 Prozent, gefolgt von Sachsen (1,1 Weiteren europäischen Rechtspartei- „Identität, Tradition, Souveränität“ (ITS) 
Prozent) sowie Sachsen-Anhalt und en gelingt der Parlamentseinzug nicht noch eine Reihe von Mandaten, zumal 
Mecklenburg-Vorpommern mit jeweils mehrere ITS-Parteien Verluste hinneh- 
einem Prozent. Die DVU, deren neues Neben DVU und REP verpassen auch men mussten. Die französische „Front 
Führungstrio Matthias Faust, Andreas mehrere andere europäische Rechtspar- National“ (FN) kommt nun auf 3 (-4), 
Molau (beide Ex-NPD) und Patrik teien den Einzug in das Europaparla- der belgische „Vlaams Belang“ (VB) auf 
Brinkmann („Kontinent Europa Stif- ment. So gelingt es dem im Jahre 2005 2 (-1) und die bulgarische Partei Ataka 
tung“, KES) einen Modernisierungskurs von Jörg Haider aus der Taufe gehobenen auf 2 Sitze (-1). Die Zugewinne der 
angekündigt hat und die seither den Zu- „Bündnis Zukunft Österreich“ (BZÖ) österreichischen FPÖ um einen auf nun- 
satz „Die Neue Rechte“ führt, will im entgegen allen Erwartungen nicht, ein mehr zwei Abgeordnete und die Rück- 
Herbst dieses Jahres zum dritten Mal in Mandat zu erringen. Mit 4,7 Prozent kehr der „Großrumänienpartei“ (PRM) 
Folge in den Landtag von Brandenburg liegt die Partei mit ihrem Spitzenkandi- ins Europaparlament mit drei Parlamen- 
einziehen. Die dortige Fraktionsvorsit- daten Ewald Stadler deutlich unter dem tariern können diese Verluste nicht aus- 
zende Liane Hesselbarth kandidierte als Ergebnis der Nationalratswahl vom Sep- gleichen, sodass das bisherige ITS-Spek- 
Spitzenkandidatin zur Europawahl. tember 2008, als sie noch auf 10,7 Pro- trum aktuell nur auf 12 Sitze kommt. 
Nur wenig besser schnitten mit bun- zent kam. Auch zusammen mit den nahestehenden 
desweit 1,3 Prozent (347.897 Stimmen) Die slowenische Rechtspartei „Slo- sechs neuen Abgeordneten der BNP (2), 
auch die REP ab, deren Kampagnenseite venska nacionalna stranka“ (SNS) ver- von Jobbik (3) und der Loyalisten der 
im Internet unter der Adresse liert gegenüber der Europawahl 2004 mit nordirischen „Democratic Unionist Par- 
www.uschi-rettet-europa.de zu finden 2,1 Prozent fast die Hälfte ihres Ergeb- ty“ (1) wäre eine Fraktionsbildung noch 
war. Das zentrale Motto des Wahlkamp- nisses und kommt nur noch auf 2,9 Pro- nicht möglich. 
fes lautete „Raus aus dieser EU“. Spit- zent, womit sie wiederum kein Mandat 
zenkandidatin war das geschäftsführende erreichen kann. Im Gegensatz dazu kön- ja erübergreifende Rechtsaußen- 
Bundesvorstandsmitglied Uschi Winkel- nen die schwedischen „Sverigedemokra- fraktion als Alternative 
sett, die nach der Wahl einräumte: „Das terna“ (SD) ihr Ergebnis von 2004 (1,1 
Ergebnis ist unter unseren Erwartungen Prozent) verdreifachen (3,3 Prozent). Im Wahrscheinlicher erscheint es deshalb, 
geblieben. Es ist uns nicht gelungen, in Süden Schwedens erreichten sie zum dass insbesondere FPÖ und VB die Auf- 
ausreichendem Maße Nichtwähler zu er-- Teil Ergebnisse von bis zu zehn Prozent, nahme in die rechtsnationalistische Frak- 
reichen, die von den sogenannten Volks- bleiben aber ebenfalls ohne Mandat. Die tion „Union für ein Europa der Vaterlän- 
parteien enttäuscht sind.“ Dennoch „ha- italienischen Neofaschisten der „Forza der“ (UEN) anstreben. Bereits im Vor- 
ben wir unser Minimalziel erreicht und Nuova“ (FN), die gemeinsam mit der feld der Wahl hatten UEN-Mitglieder 
uns gegenüber anderen ‚sonstigen Partei- NPD und anderen neonazistischen Par- wie die fremdenfeindliche „Dansk Fol- 
en‘ klar behauptet“, so Winkelsett weiter. teien in der „Europäischen Nationalen keparti“ und die rassistische „Lega 
Überdurchschnittliche Ergebnisse erziel- Front“ (ENF) zusammengeschlossen ist, Nord“ signalisiert, eine solche Integrati- 
ten die REP in Sachsen (2,6 Prozent), kommen sogar nur auf 0,47 Prozent on zu befürworten. Auch die seit 1999 


Thüringen (2,2 Prozent), Rheinland- (146.619 Stimmen). bestehende UEN steht vor der Schwie- 
schlossen. Kritische Auseinandersetzun- „Vor dem Hintergrund einer zuneh- Bihelfester Mörder 


gen mit den Wertungen der VS-Berichte menden Rechtsentwicklung in Politik 
gibt es nur sehr selten. „Das nicht nur in und Gesellschaft und zunehmender ex- WicHITA/KAnSAS(USA). Scott Roeder, 
der wissenschaftlichen Forschung höchst trem rechter Angriffe auf politisch An- der am 31. Mai den Arzt George Tiller in 
umstrittene Extremismus-Konstrukt trägt dersdenkende — wie etwa auf die 1.-Mai- einer Kirche in Wichita ermordete, stand 
dazu bei, gesellschafts- und staatskriti- Demo des DGB in Dortmund - ist eine früher unter dem Einfluß der extrem rech- 
sche Ansätze im Umgang mit extrem Analyse und fundierte Aufklärung über ten „Freemen“-Bewegung. Diese leitet 
rechten Erscheinungsformen zu diskredi- diese Entwicklung immens wichtig. ihre rassistische Ideologie aus der Bibel 
tieren“, so Kremers . Es sind antifaschistische Initiativen her. Für sie sind sowohl Juden als auch 
Die Diffamierungskampagne trafnicht und Medien, die schon seit langer Zeit Schwarze und andere Nicht-Weiße fehler- 
nur LOTTA. Sowohl bundesweit' als auf diese Gefahren hingewiesen und de- behaftete Prototypen für Adam und Eva, 


auch in NRW sind weitere Projekte be- tailliert darüber aufgeklärt haben. die nun mit Hilfe des Staates versuchen, 
troffen. So zum Beispiel der Unrast-Ver- Die Diffamierung dieser Arbeit spielt den „weißen Souverän“ zu unterdrücken. 
lag aus Münster, der ebenfalls als „links- letztendlich der extremen Rechte in die Bei einer Kontrolle fand die Polizei 1996 
extremistisch“ bezeichnet wird. Dabei Hände“, so Britta Kremers. in Scotts Wagen Material für den Bau ei- 
wird in der VS-Broschüre „Musik — Lotta ner Bombe. Erst später habe sich ihr 
Mode — Markenzeichen, Rechtsextremis- Mann auf den Kampf gegen die Abtrei- 
mus bei Jugendlichen“ (5. Aufl., Septem- Anmerkung: bung konzentriert, so Scotts Ex-Frau. Der 
ber 2008, S. 91, 162) sogar auf ein Buch 1 www.apabiz.de/publikation/monitor/ Mord an dem Arzt, der Schwangerschafts- 
aus diesem Verlag positiv verwiesen. Leseprobe%20Monitor%20Nr.40.pdf abbrüche vornahm, wurde von Teilen der 
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rigkeit, die Hürde von 25 Abgeordneten 
zu nehmen. Aus ihren Reihen stammten 
mehrere künftige Mitglieder der „Euro- 
päischen Konservativen“. Außerdem will 
die irische Regierungspartei „Fianna 
Fail“ die Formation in Richtung der libe- 
ralen Fraktion verlassen. Die postfa- 
schistische italienische „Alleanza Nazio- 
nale“ (AN) fusionierte vor wenigen Mo- 
naten mit Silvio Berlusconis „Forza Ita- 
lia“ zum „Volk der Freiheit“ (PdL). Auch 
ihre bisher 9 Abgeordneten gehörten der 
UEN an. 

Da auch der dritten Europafraktion 
mit rechter Beteiligung, der bisher 22- 
köpfigen Gruppe  „Unabhängigkeit/ 
Demokratie“ (IND/DEM), die Auflö- 
sung droht, sind neben der stramm natio- 
nalistischen „United Kingdom Indepen- 
dence Party“ (UKIP) mit nunmehr 13 
Sitzen (+1) auch die künftig zwei Abge- 
ordneten der neonazistischen grie- 
chischen Partei LAOS auf der Suche 
nach neuen Partnern. 

Beobachter halten es deshalb für 
denkbar, dass es zu einer Rechtsaußen- 
fraktion kommt, die erstmals in der Ge- 
schichte des Europaparlaments die ver- 
schiedenen Spektren der extremen Rech- 
ten vereint. Damit könnte ausgerechnet 
die Anhebung des Quorums zur Bildung 
einer Fraktion, beschlossen unter dem 
Eindruck der ITS-Gründung im Jahre 
2007, dazu beitragen, das die Parteien 
der extremen Rechten in Brüssel künftig 
enger zusammenrücken. 


Rechtskonservatives Spektrum for- 
miert sich in eigener Fraktion 


Über das offen rechtsextreme und rechts- 
populistische Spektrum hinaus sind 
knapp 70 Abgeordnete dem nationalisti- 
schen und rechtskonservativen Lager zu- 
zurechnen, darunter die Partei „Recht 
und Gerechtigkeit“ (PiS) des polnischen 
Präsidenten Lech KaczyNski, die auf 16 
Mandate (+9) kam und der „Ungarischer 
Bürgerbund“ Fidesz, der 14 Sitze (+2) 
erreichte. Sie gelten gemeinsam mit 
mehreren baltischen Parteien als mögli- 
che Partner der britischen Konservativen 


Anti-Abtreibungs-Bewegung in den 
USA begrüßt. Die „Kansas Coalition for 
Life“, die seit Jahren Mahnwachen vor 
Tillers Klinik durchgeführt hatte, distan- 
zierte sich. Man habe lediglich für einen 
Sinneswandel des Arztes gebetet, nicht 
für dessen Ermordung. hma 


„Festmessen“ für 


„Opus Dei“-Gründer 


KöLn. Aus Anlaß des Todestages des 
Gründers von „Opus Dei“, Josemaria Es- 
criva de Balaguer (1902-1975), werden 
rund um dem 26. Juni in zahlreichen ka- 
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Tab. 2: Nationalisische und rechiskonservalive Portelen im neuen Esropaparlament 


Finnland 


LIKDPS) 
! 


Ä RE EEE ev 


und der tschechischen „Demokratische 
Bürgerpartei“ (ODS) bei der Gründung 
einer neuen, europaskeptischen Fraktion 
rechts von der christdemokratischen Eu- 
ropafraktion EVP-ED. Arbeitstitel des 
Projekts ist „Europäische Konservative“ 
(EC). 

Zusammengenommen stellen rechts- 
extreme, populistische und nationalkon- 
servative Parteien künftig rund 120 Ab- 
geordnete und haben damit etwa 18 Pro- 
zent der insgesamt 736 Sitze des Europa- 
parlaments inne. 


Die Situation in einzelnen Ländern 


Ungarn: Der nationalkonservative Fi- 
desz und die rechtsextreme Partei Jobbik 
kommen zusammen auf über 62 Prozent. 
Damit erhöht sich nicht nur der Druck 
auf die sozialliberale Regierungskoaliti- 
on, vorgezogenen Neuwahlen zuzustim- 
men. Auch die Situation der Roma-Min- 
derheit und besonders das Verhältnis zur 
Slowakei dürften sich zukünftig weiter 
verschlechtern. Fidesz-Chef Viktor Or- 
bän hat in der Vergangenheit wiederholt 
durch sein umstrittenes Engagement für 
die dortige ungarische Minderheit für 
Schlagzeilen und diplomatische Span- 
nungen gesorgt. Zudem hat erst im Mai 
dieses Jahres, trotz des anhängigen Ver- 
botsverfahrens gegen die „Magyar Gar- 
da“ („Ungarische Garde“), die rechtslas- 
tige Polizeigewerkschaft „Tettrek&sz 
Magyar Rendorseg Szakszervezete“ 


tholischen Kirchen in Deutschland 
„Festmessen“ zelebriert. Unter den ange- 
kündigten Predigern in Augsburg, Berlin, 
Bonn, Essen, Frankfurt/Main, Freiburg 
i.Br., Hamburg, Hannover, Köln, Mün- 
chen, Münster, Regensburg und Stuttgart 
finden sich auch bekannte Weih- und 
Erzbischöfe. hma 


Sieg der Vernunft 


Körn. Der Bundesverband Information & 
Beratung für NS-Verfolgte e.V. begrüßt 
längst überfällige Entscheidungen des 
Bundessozialgerichts zur Ghettorente. 
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(TMRSZ) einen sogenannten Sicher- 
heitspakt mit Jobbik geschlossen. In ei- 
ner Publikation der TMRSZ, die rund 
5.000 Polizisten vertritt, war unter ande- 
rem zu lesen: „Juden versuchen einen 
Bürgerkrieg zwischen Roma und Nicht- 
roma in Ungarn anzuzetteln.“ 


Großbritannien: Die nationalistische 
UKIP und die neofaschistische BNP kom- 
men zusammen auf rund 23 Prozent, also 
knapp auf ein Viertel der britischen Wäh- 
ler. Aber auch der Kurs der konservativen 
Torries, die mit ihrem Ausscheiden aus der 
christdemokratischen Europafraktion 
EVP-ED den Anstoß zur Gründung einer 
ausgewiesen europakritischen und rechts- 
konservativen neuen Fraktion gegeben hat, 
gibt zur Besorgnis Anlass. 


Niederlande: Mit der „Partij voor de 
Vrijheid“ (PVV), die auf 17 Prozent und 
vier Mandate kommt, ist nach der „Lijst 
Pim Fortuyn“ (LPF) zum zweiten Mal 
innerhalb weniger Jahre eine rechtspopu- 
listische Partei aus dem Stand erfolg- 
reich. Die LPF war bei den nationalen 
Wahlen 2002 ebenfalls auf 17,0 Prozent 
und 26 Sitze in der zweiten Kammer des 
niederländischen Parlaments gekommen. 


Belgien: Das rechtsextreme Spektrum 
hat sich bei dieser Europawahl ausdiffe- 
renziert. Während der „Vlaams Belang“ 
von 14,3 auf 10,2 Prozent fiel und einen 
seiner bisher drei Sitze verlor, erreichte 
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Die Entscheidungen des Bundessozialge- 
richts zur „Entgeltlichkeit“ und „Freiwil- 
ligkeit“ der Arbeit in den Ghettos der Na- 
zis könnten einer größeren Zahl von 
Überlebenden nun doch noch den Weg zu 
einer deutschen Rentenzahlung ebnen. 
Sieben Jahre nach der Verkündung des 
„Gesetzes zur Zahlbarmachung von Ren- 
ten aus Beschäftigungen in einem Ghetto“ 
(ZRBG) und mehr als zehn Jahre nach 
dem Beschluss des Bundessozialgerichts, 
der dieses Gesetz bewirkte, hat das höchs- 
te deutsche Sozialgericht nun endlich 
zwei wesentliche Hindernisse beseitigt. 
Fakt ist: Die deutschen Rentenversiche- 


die rechtpopulistische Newcomerin chenzeitung „Romania Mare“, ist die 
„Lijst Dedecker“ (LDD) 4,8 Prozent und Rede von „stinkenden Zigeunern“ oder 
einen Sitz. von „blutrünstigen amerikanischen Spio- 
nen“. Tudor selbst forderte in der Ver- 
gangenheit die „Liquidierung von Zigeu- 
nern“, tritt für die Wiedereinführung der 
Todesstrafe ein und will Lager für die 
ungarische Minderheit errichten. 


Österreich: Die beiden Rechtsparteien 
FPÖ und BZÖ sind deutlich hinter ihren 
jeweiligen Erwartungen zurückgeblieben. 
Während die FPÖ bei den Nationalrats- 
wahlen am 28. September 2008 noch auf 
17,5 Prozent und das BZÖ auf 10,7 Pro- Frankreich: Nach massiven internen 
zent kam (zusammen 28,2 Prozent), lag Streitigkeiten über die Nachfolge Jean 
das rechte Lager bei der Europawahl bei Marie Le Pens und den zukünftigen Kurs 
17,8 Prozent (FPÖ: 13,1, BZÖ: 4,7). der Partei haben Abspaltungen unter 
Führung langjähriger FN-Funktionäre 
Bulgarien: Die Partei Ataka musste leichte das öffentliche Ansehen und die Hand- 
Verluste hinnehmen (-2,2 Prozent) und hat lungsfähigkeit der FN beeinträchtigt. Mit 
künftig nur noch zwei statt bisher drei Par- nur noch drei statt bisher sieben Abge- 
lamentssitze inne. Ihr Parteichef Siderov ist ordneten ist das Gewicht der Partei im 
ein ausgewiesener Antisemit, der sich in rechten Spektrum des Europaparlaments 
Bücher unter anderem über eine „globale deutlich zurückgegangen. 
Verschwörung der Juden“ ausließ. Nach 
der nationalen Parlamentswahl 2005 veröf- 
fentlichte Ataka auf ihrer Homepage eine 
Liste bekannter bulgarischer Juden unter 
der Überschrift: „Die Juden sind eine von 
der Pest verseuchte, gefährliche Rasse, die Prozent und je einen Sitze = 2. Der unbe- 
es verdienen würde, von der Geburt an ent- _ strittene „Stimmenkönig“ der finnischen 
wurzelt zu sein“. Bei der Präsidentenwahl Wähler war der 47-Jährige PS-Chef 
im Oktober 2006 erzielte Siderov spekta- Timo Soini, der rund 130.000 Einzel- 
kuläre 27 Prozent der Stimmen. Trotz ihres stimmen auf sich vereinen konnte. 
offen rechtsextremen Kurses ist sie weiter- 
hin als möglicher Koalitionspartner der Italien: Die Mitte-Rechts-Partei „Volk 
konservativen Partei „Grazhdani za evro- der Freiheit“ (PdL) von Ministerpräsi- 
peysko razvitie na Balgariya“ (GERB) im dent Silvio Berlusconi wurde stärkste 
Gespräch. Das bulgarische Parlament wird Kraft, erreichte aber nur 35,3 Prozent. 
am 5. Juli 2009 neu gewählt. Ziel waren 40 Prozent gewesen. Große 
Gewinnerin ist die rassistische „Lega 
Nord“ mit mehr als zehn Prozent, die als 
Juniorpartner an der Regierung Berlus- 
coni beteiligt ist und mit Roberto Maroni 
u.a. den Innenminister stellt. 


Finnland: Die rechtspopulistischen „Pe- 
russuomalaiset‘“ (PS, „Wahre Finnen“) 
erreichten im Wahlbündnis mit den 
„Kristillisdemokraatit“ überraschend 14 


Rumänien: Wider Erwarten ist es der 
„Partidul Romänia Mare“ (PRM) von 
Parteichef Corneliu Vadim Tudor gelun- 
gen, nicht nur die in Rumänien geltende 
5-Prozent-Hürde zu überspringen, son- 
dern mit 8,7 Prozent sogar drei Angeord- 
nete nach Brüssel zu entsenden — darun- 
ter auch der Inhaber des Fußballclubs 
„Steaua Bukarest“, Gigi Becali. Nach 
dem Scheitern der PRM bei den Nach- 
wahlen zum Europaparlament im No- 
vember 2007 mit 4,2 Prozent und bei der 
nationalen Parlamentswahl 2008 mit 3,2 
Prozent galt sie zunächst als politisches 
Auslaufmodell. Im Parteiblatt, der Wo- 


Dänemark: Die notorisch einwanderer- 
feindliche „Dansk Folkeparti“ (DF), die 
seit 2001 die nationalliberale Regierung 
in Kopenhagen toleriert, konnte ihr Er- 


Quelle: 


gebnis von 6,8 auf 14,8 Prozent steigern 
und schickt ab sofort zwei statt bisher ei- 
nen Abgeordneten nach Brüssel. Mit von 
der Partie ist nun auch der wegen rassis- 
tischer Aussagen aufgefallenen 28-jähri- 
gen Morten Messerschmidt. Zentrales 
Motto der Wahlkampange war: „Gebt 
uns Dänemark zurück“. 


Slowakei: Die romafeindliche „Slo- 
venskä närodnä strana“ (SNS, „Slowaki- 
sche Nationalpartei“) von Jän Slota er- 
rang einen Sitz, blieb mit 5,6 Prozent 
aber unter den Erwartungen. Sie koaliert 
in Bratislava als Juniorpartner unter an- 
derem mit den Sozialdemokraten 
(SMER). SNS-Chef Slota macht immer 
wieder Stimmung gegen die ungarische 
Minderheit. Ungarn sind seiner Auffas- 
sung nach „mongolische Horden“. Auch 
Homosexuellen und Roma gelten regel- 
mäßig seine Hasstiraden. 


Lettland: Die nationalistische und rus- 
senfeindliche Partei „Vaterland und Frei- 
heit/Lettische Nationale Unabhängig- 
keitsbewegung“ büßte bei der Europa- 
wahl zwar das Gros ihrer bisher 29,8 
Prozent (4 Sitze) ein, ist aber auch künf- 
tig mit einem Sitz (7,5 Prozent) im Euro- 
paparlament vertreten. Mit wenigen Un- 
terbrechungen ist sie seit Mitte der 90er 
Jahre in Regierungskoalitionen einge- 
bunden. Im Oktober 2007 brachte sie ei- 
nen Gesetzentwurf ins lettische Parla- 
ment ein, um „Veteranen der Waffen-SS- 
Legion staatliche Vergünstigungen ein- 
zuräumen“. 


Griechenland: Die rechtsextreme Partei 
„Laikös Orthödoxos Synagermös“ 
(LAOS) kann ihr Ergebnis von 4,1 auf 
7,1 Prozent steigern und verfügt nun 
über 2 EU-Abgeordnete. 


Carsten Hübner WM 


1 Gerald Traufetter: Koranfeindliches Video veröffentlicht — Protest gegen Rechtspopulist 
Wilders. In: spiegel.de. Abgerufen am 9. Mai 2009. (deutsch) 

2 http://www.elections2009-results.eu/de/new_parliament_de.html. 

3 http://www.bundeswahlleiter.de/de/europawahlen/EU_BUND_0%ergebnisse/index.html. 


rungsträger haben zehntausenden von zu verstoßen. Dann wäre nicht Hunderten, 
Überlebenden bisher zu Unrecht eine die unterdessen verstorben sind, dieses 
Rente verweigert. Das Bundessozialge- kleines Stück Gerechtigkeit vorenthalten 
richt verlangt nun, endlich den histori- worden. 

schen Gegebenheiten in den Ghettos 
Rechnung zu tragen. Eine Rente muss ge- 
zahlt werden, wenn ein wie auch immer 
geartetes „Entgelt“ gezahlt wurde und die 
geleistete Arbeit keine ausdrückliche 
Zwangsarbeit war. 

Dass das ZRBG diese Lesart hergibt, 
hat das Bundessozialgericht nun festge- 
stellt — die Rentenversicherungsträger hät- 
ten allerdings von vorn herein so entschei- 
den können, ohne gegen geltendes Recht 


Bundesverband Information & 
Beratung für NS-Verfolgte I 


Neonazi-Treffen in Düren 


Düren. Am Samstag, den 23. Mai 2009, 
haben sich zwischen 50 Neonazis im Dü- 
rener Ortsteil Merken getroffen, um dort 
das von der „Kameradschaft Aachener- 
Land‘ (KAL) organisierte „Schlageter- 
Treffen“ abzuhalten. In den vergangenen 


beiden Jahren haben ähnliche Treffen 
(„Tag des Nationalen Widerstands“) auf 
dem damaligen Privatgrundstück des 
Dürener NPD-Kreisvorsitzenden Ingo 
Haller in Inden-Pier stattgefunden. Dies- 
mal fand das Treffen zur Verherrlichung 
des Rechtsterroristen Albert Leo Schlage- 
ter, der schon von der NSDAP als Ikone 
verehrt wurde, in der Merkener Gaststätte 
„Zum Sportsplatz‘“ statt. Neben dem Pul- 
heimer Neonazi Axel Reitz und dem Düs- 
seldorfer Sven Skoda sprach auch ein ehe- 
maliger Soldat der Wehrmacht und ein 
ehemaliger Angehöriger der Waffen-SS. 
wwn.antifa-dueren.org MM 
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Frankreich: Zum Abschneiden 
der Rassisten und der Antisemiten 


| In jüngster Zeit durchläuft 
. der französische Front Na- 
tional/FN, dem die Lösung 
wichtiger politischer Fragen 
(Nachfolgeregelung für den 
demnächst 81jährigen Jean-Ma- 
rie Le Pen; Ausrichtung der Stra- 
tegie gegenüber einem domi- 
nierenden konservativen Block) 
bislang nicht gelungen ist, einen 
regelrechten Erosionsprozess. 


Auch auf Wahlebene erlebt die „Nationale 
Front“ derzeit eher eine Abwärtsspirale. 
Die Le Pen-Partei erhielt bei der Europa- 
parlamentswahl am vergangenen Sonntag 
mit 6,34 % der in Frankreich abgegebe- 
nen Stimmen und noch drei Sitzen — ge- 
genüber 9,81 % und sieben Mandaten in 
der vorangegangenen Legislaturperiode 
2004/09 — ein, gemessen an ihrer Ge- 
schichte, spürbar unterdurchschnittliches 
Ergebnis. Die nun noch verbliebenen drei 
Sitze werden von Le Pen Vater, Le Pen 
Tochter und Bruno Gollnisch eingenom- 
men. 


ABSPALTUNGEN UND 
„DISSIDENTEN“LISTEN BEI 
WAHLEN KAUM ERFOLGREICH 


Der frühere FN-Generalsekretär Carl 
Lang und seine Anhänger hatten, mit Un- 
terstützung von mehreren anderen rechts- 
extremen Absplitterungen von der Haupt- 
partei (dem FN) — und auch darum be- 
miüht, bei der aktivistischen Strömung der 
‚Identitaires’ Gehör zu finden -, in zwei 
französischen EP-Wahlkreisen Listen auf- 
stellen können. Zu Europaparlaments- 
wahlen wird Frankreich, seit der letzten 
Wahlrechtsreform von 2004, in acht Su- 
perwahlkreise (sieben im europäischen 
Festlandfrankreich, der achte Wahlkreis 
umfasst dann „Überseefrankreich“) ein- 
geteilt — die in der Regel jeweils mehrere 
der 21 französischen Regionen zusam- 
menfassen. 

Im Superwahlkreis „Nord-West“, der 
sowohl die beiden Regierungsregionen 
der Normandie (Obere/Untere Norman- 
die) als auch die industriellen Krisenre- 
gionen Picardie und Nord-Pas de Calais — 
das frühere französische Bergbaurevier — 
umfasst, führte Carl Lang selbst die Liste 
an. Er erhielt dort 1,52 % der abgegebe- 
nen Stimmen. Ihm gegenüber holte aller- 
dings „Cheftochter“ Marine Le Pen, die 
im selben Wahlkreis persönlich die FN- 
Liste anführte, das höchste Ergebnis für 
ihre Partei mit 10,18 %. 

Im EP-Wahlbezirk „Zentralmassiv/ 
Zentralfrankreich“ holte die andere Liste 
der Anhänger Carl Langs, angeführt von 
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Jean Verdon, ihrerseits 1,88 %. Der frühe- 
re Jurist und Versicherungsdirektor war 
noch bei den letzten Europa- und Regio- 
nalparlamentswahlen, 2004, Spitzenkan- 
didat des FN in derselben Region (Zen- 
tralfrankreich). 

Im EP-Wahlkreis Südwestfrankreich 
(der die Regierungsregionen von Borde- 
aux, Toulouse und Montpellier einbe- 
zieht) erhielt eine dritte rechtsextreme 
„Dissidenten“liste ihrerseits 0,92 %. Es 
handelt sich um die Liste von Jean-Claude 
Martinez, dem Steuerrechtsprofessor, der 
lange Zeit den FN im Raum Montpellier 
anführte. Im November 2008 hatte er sich 
ungefähr zur selben Zeit wie Carl Lang 
von seiner früheren Partei entfernt. Er hat- 
te sich jedoch nicht der neuen Parteigrün- 
dung Langs angeschlossen, obwohl er ein 
Kooperationsabkommen mit ihr unterhält. 
Martinez gründete eine eigene Vereini- 
gung unter dem Namen „Haus des Le- 
bens“ (Maison de la Vie), ihre Liste zu 
den EP-Wahlen nahm daraufhin den Na- 
men „Europa des Lebens“ an. 


DIE „ANTIZIONISTISCHE LISTE“, EIN 
SAMMELBECKEN FÜR ANTISEMITEN, 
MIT GERINGEM ERFOLG 


Eine eigene Linie im rechtsextremen La- 
ger, oder an dessen Rand, vertritt Alain 
Soral. Er gilt als Wortführer eines „rot- 
braunen“ und pseudo-antikapitalistischen 
Flügels in diesem Spektrum und unterhält 
einen eigenen Club namens Egalite & Re- 
conciliation (E &R, „Gleichheit und Aus- 
söhnung“), der auch frühere Linke anzu- 
ziehen versucht. Soral, der selbst dereinst 
einmal Marxist war — er kehrte 1993 der, 
damals schwer kriselnden, französischen 
KP den Rücken - und sich in einer „anti- 
kapitalistischen“ Rhetorik ähnlich jener 
der Brüder Strasser in der historischen 
deutschen Nazipartei übt, hat am 2. Fe- 
bruar 2009 den Front National verlassen. 

In der Folgezeit kandidierte Alain Soral 
auf der durch den „schwarzen Mischling“ 
Dieudonne M’bala M’bala als Spitzen- 
kandidat angeführten ‚Liste Antisioniste’ 
zur EP-Wahl, die (ihren vordergründig 
eher nach politischer Kritik an der israeli- 
schen Nationalideologie klingenden Na- 
men hin oder her) ein pures Sammelbe- 
cken für Antisemiten darstellte. Die Liste 
konnte aber ausschließlich im Raum Pa- 
ris, im EP-Wahlkreis Ile-de-France — der 
mit der gleichnamigen Regierungsregion 
rund um die Hauptstadt identisch ist — an- 
treten. 

Dort erhielt sie nur (mit oder ohne An- 
führungsstriche „nur“) 1,3 % der Stim- 
men — was zwar nicht total & völlig mar- 
ginal ist, doch allgemein als spürbare Nie- 
derlage gewertet wird. In einzelnen loka- 


len Stimmbezirken und Gemeinden, vor 
allem in den nördlich und nordöstlich von 
Paris gelegenen Trabantenstädten, lagen 
ihre Ergebnisse höher. Die „Spitzenwer- 
te“ erreichte die Liste in Garges-les-Go- 
nesse im Bezirk 95 (mit 6 Prozent) und in 
Clichy-sous-Bois, östlich von Paris im 
Bezirk 93, mit 5 % der Stimmen. Auf Be- 
zirksebene erhielt die Liste im De£parte- 
ment 93 (Seine-Saint-Denis) ihr höchstes 
Durchschnittsergebnis in einem Bezirk, 
mit 2,83 %. 

Dabei dürften sich ein diffuses „‚Anti- 
System-Votum“ und ein kommunitaristi- 
sches Votum einer Gruppe von Wählern, 
die sich vor allem als Muslime definieren, 
mischen. Allerdings müssen diese örtli- 
chen „Spitzenwerte“ in doppelter Hin- 
sicht relativiert werden. Einerseits müssen 
sie vor dem Hintergrund einer enormen 
Stimmenthaltung gesehen werden (frank- 
reichweit gingen knapp 57 % der einge- 
schriebenen Wähler/innen nicht zur EP- 
Wahl, in den Sozialghettos der Trabanten- 
städte errreicht die Enthaltung eher Werte 
von 70, ja 80 %). Bei der sehr geringen 
Wahlbeteiligung werden die Ergebnisse 
kleiner Liste mathematisch „aufgebläht“, 
wobei ein hohes Einzelergebnis (25 % in 
einem einzelnen Wahllokal in Gennevil- 
liers, nordwestlich von Paris) an lediglich 
zwanzig, vielleicht dreißig Stimmzetteln 
hängt, nicht mehr. Andererseits hatte be- 
reits bei der letzten EP-Wahl im Juni 2004 
die ‚Liste EuroPalestine’ in denselben 
Wohngebieten für sich geworben, die in 
der Region Ile-de-France damals 1,83 % 
erhielt. Diese pro-palästinensische Liste 
(über deren Ein-Punkt-Programmatik es 
einiges Kritisches zu sagen gäbe) war je- 
denfalls keine unmittelbar antisemitische 
Formation, sondern auf ihr kandidierten 
etwa auch linke jüdische Prominente. 
Dennoch fanden sich auch damals bereits 
Dieudonng, Alain Soral und andere Vögel 
— die damals in ihrer Mehrheit noch nicht 
ihr offen antisemitisches Coming-Out er- 
lebt hatten, das in der Zwischenzeit einge- 
treten ist — unter den Unterstützern und 
Kandidaten jener Liste. 

Aufgrund einer vordergründig ähnli- 
chen oder verwandten Thematik dürften 
sich beide Listen in den Augen des Publi- 
kums geähnelt, und ein ähnliches Publi- 
kum angesprochen haben. 

In diesem Kontext fällt nun auf, dass 
die Resultate von 2009 in den früheren 
„Hochburgen“ der Liste EuroPalestine 
durchweg niedriger liegen. Die geogra- 
phischen Schwerpunkte beider Listen 
sind ähnliche oder dieselben, aber die Er- 
gebnisse erodieren gegenüber denen von 
2004. Beispielsweise hatte die ‚Liste Eu- 
roPalestine’ vor fünf Jahren noch über 10 


% in Garges-les-Gonesse erhalten, gegen- 
über jetzt 6,0 % für die Antisemitenliste 
von Dieudonne und Alain Soral. 

Insofern kann mit Fug und Recht ange- 
nommen werden, dass die von den Anfüh- 
rern der Liste erhoffte Dynamik (die sich 
vor allem aus neuen Konvergenzen zwi- 
schen unterschiedlichen Milieus ergeben 
sollte: Nationalrevolutionäre, moslemi- 
sche Fundamentalisten wie Yahia Gouas- 
mi, historische Holocaustleugner/innen 
wie die Kandidatin Ginette Skandrani und 
die Unterstützerin Maria Poumier) nicht 
in Gang kam. 


AUSBLICK 


Die grobe Gewinnerin auf der extremen 
Rechten heißt, im Augenblick, Marine Le 
Pen. Ihre Liste im EP-Wahlkreis 
Nord/West erzielte nicht nur das mit Ab- 
stand höchste Ergebnis unter allen, die der 
FN aufgestellt hatte. Vor allem auch ließ 
sie jene ihres Hauptkonkurrenten um die 
künftige Spitzenposition in der Partei, 
Bruno Gollnisch (er erhielt im EP-Wahl- 
kreis „Ostfrankreich“, der fünf Regie- 
rungsregionen umfasst, 7,57 % der Stim- 
men), deutlich hinter sich. Und selbst die 
ihres Vaters Jean-Marie Le Pen, der im 
Europa-Wahlbezirk Südostfrankreich — er 
reicht von Lyon über Marseille bis Korsi- 
ka — mit 8,49 % ein für ihn eher schwa- 
ches Ergebnis erhielt. Hauptverlierer da- 
bei dürfte ihr Rivale Bruno Gollnisch 
sein, zumal manche Umfragen ihm im 
Vorfeld angeblich 15 Prozent der Stim- 
men in Östfrankreich voraussagten. So 
behauptete es jedenfalls wenige Tage vor 
den Wahlen die Webpage ‚Nations Presse 
Info’, welche Marine Le Pen unterstützte 
— und betonte dies vielleicht auch deswe- 
gen so sehr, um Gollnischs reales Ergeb- 
nis hinterher umso schlechter aussehen zu 
lassen ... 


MARINE LE PEN, IN DEN START- 
LÖCHERN FÜR IHRE NÄCHSTE WAHL 


Am 28. Juni wählt die frühere Arbeiter- 
stadt Henin-Beaumont, mitten im Bezirk 
Nord-Pas de Calais (dem ehemaligen 
Kohle- und Stahl-Revier), ihre Rathaus- 
führung neu. Denn die Kommunalwahl — 
die dort wie in ganz Frankreich zuletzt im 


März 2008 stattfand — muss in der 
rund 30.000 Einwohner zählenden 
Stadt wiederholt werden: Der bis im 
April 2009 amtierende sozialdemo- 
kratische Bürgermeister, Gerard Da- 
longeville, sitzt wegen des Vorwurfs 
der Unterschlagung von bis zu vier 
Millionen Euro in Untersuchungs- 
haft. Deswegen wurde ihm sein 
Mandat inzwischen entzogen, die 
Rathausmannschaft muss zum Teil 
ausgetauscht werden. Daraufhin 
wurde, auf kommunaler Ebene, der 
Weg für Neuwahlen geebnet. 

Seit Wochen und Monaten ver- 
sucht Marine Le Pen sich zu „der“ 
Opponentin in Henin-Beaumont, 
aufzuschwingen. Seit längerem hat sie 
sich diese Stadt und ihren Wahlkreis aus- 
gesucht, wo sie 2007 persönlich zum fran- 
zösischen Parlament kandidierte und im 
März 2008 bei der Kommunalwahl auf 
dem zweiten Listenplatz (hinter dem örtli- 
chen Aktivisten Steeve Briois) antrat. Bei 
der Parlamentswahl im Juni 2007 hatte sie 
sogar 41,7 % in der Stichwahl erzielen 
können, bei der Kommunalwahl (2008) 
waren es dann 28,5 % im ersten Wahlgang 
und 28,8 % in der Stichwahl. Nun baut 
Marine Le Pen allerdings darauf, dass die 
Korruptionsaffäre ihr örtlich zusätzlichen 
Rückenwind verleiht. 

Bei den jüngsten Europaparlaments- 
wahlen erhielt Marine Le Pen in H£nin- 
Beaumont, wo 27,92 % für ihre Liste 
stimmten, ein herausragendes Ergebnis. 
Darauf wird sie nun in den kommenden 
Tagen und Wochen aufzubauen versu- 
chen. Am 28. Juni ist der erste Wahlgang 
angesetzt, es dürfte danach zu einer Stich- 
wahl kommen. Schafft Marine Le Pen 
dieses Mal den Sprung, und droht die frü- 
here Arbeiterstadt H&nin-Beaumont zur 
neuen rechtsextremen „Musterstadt“ zu 
werden (wie die rechtsextremen „Vorzei- 
geverwaltungen“ u.a. von Toulon 1995 
und Vitrolles 1997, die freilich inzwi- 
schen wieder abgewählt worden sind)? 
Dies wird die nähere Zukunft erweisen 
müssen. 


BELGIEN: 


DER VLAAMS BELANG WEIST RÜCK- 
LÄUFIGE WAHLERGEBNISSE AUF. 
ÄBER DAFÜR STEHT ER NUN RECHTS 
NICHT MEHR ALLEIN DA 


Wie gemeinhin von Beobachter/inne/n er- 
wartet worden war, sank der Stimmenzahl 
des rechtsextremen belgisch-flämischen 
Vlaams Belang (der Partei „Flämisches 
Interesse“) bei den jüngsten Europaparla- 
ments- und Regionalwahlen, die in Bel- 
gien beide am 7. Juni stattfanden, ab. 

Der VB war bislang die Hauptkraft des 
radikalen flämischen Nationalismus. Er 
strebte noch bis vor kurzem gar das Errei- 
chen der Dreißig-Prozent-Marke an - 


konnte jedoch bei den jüngsten Wahlen 
am 7. Juni nicht zulegen, sondern fiel zu- 
rück auf (bei der EP-Wahl) 15,3 % der in 
der Nordhälfte Belgiens abgegebenen 
Stimmen, d.h. er erlitt ein Stimmenverlust 
von rund 9 % in Flandern. 

Dies liegt jedoch vor allem daran, dass 
seine bislang (relativ) dominierende Posi- 
tion durch die Präsenz einer neuen 
„rechtspopulistischen“ Liste — die nach 
ihrem Gründer, dem früheren Judo-Natio- 
naltrainer Jean-Marie Dedecker, einfach 
‚Liste Dedecker’ (LDD) benannt worden 
ist und 7,7 % der flämischen Stimmen er- 
hielt — bedroht wird. Letztere hat ein Pro- 
fil, das in einigen Zügen der Politik Silvio 
Berlusconis in Italien stark ähnelt, aber 
ohne den offenen Rassismus, vor allem 
aber ohne den anti-belgischen Separatis- 
mus, der beim Vlaams Belang kultiviert 
wird. Die LDD tritt allerdings für ein neu- 
es Steuersystem ein, in dem es de facto 
keine Umverteilung auf gesamtbelgischer 
Ebene und also keine Transferzahlung für 
ärmere Regionen in Wallonien (Südbel- 
gien) mehr gäbe. Beide Kräfte, LDD und 
Vlaams Belang, dürften sich zum Teil um 
dasselbe Wählerpotenzial Konkurrenz be- 
reitet haben. 

Nimmt man noch die seit 2001 beste- 
hende, national-konservative „Neue flä- 
mische Allianz“ (NVA) mit 13,1 % hinzu, 
die ähnlich wie der Vlaams Belang anti- 
belgisch-separatistisch ausgerichtet ist, 
aber (im Unterschied zum VB und zur 
„Liste Dedecker“) keinen Populismus ge- 
gen „die da oben“ betreibt, dann kamen 
die flämischen Rechtskräfte an diesem 
Sonntag immerhin auf 36 % der Stimmen. 

Die Tatsache, dass dem Vlaams Belang 
neue Konkurrenten und Rivalen auf der 
politischen Rechten erwachsen sind, hat 
seinen Stimmenanteil (vorübergehend?, 
oder dauerhaft?, das wird die nähere Zu- 
kunft weisen müssen) zum Absinken ge- 
bracht. Doch zugleich droht die neue Viel- 
falt auf der flämischen Rechten den bishe- 
rigen ‚Cordon sanitaire’ (wörtlich „Hygie- 
niegürtel“), das bis vor kurzem noch 
durch alle Parteien respektierte politische 
Zusammenarbeitsverbot gegenüber dem 
Vlaams Belang, aufzusprengen. Beson- 
ders die „Liste Dedecker“ hat in jüngerer 
Vergangenheit deutlich gemacht, dass sie 
zur Zusammenarbeit auch mit der extre- 
men Rechten in Gestalt des VB (und ge- 
nerell „mit allen Parteien mit Ausnahme 
von Sozialisten und Grünen“) bereit ist. 
Diese Positionierung diente ihr zunächst 
vor allem auch dazu, enttäuschte Wäh- 
ler/innen des VB — oder auch solche, „die 
mal etwas Anderes ausprobieren möch- 
ten“ -, aber auch in „Dissidenz“ geratene 
Parteifunktionäre, anzuziehen. Doch in 
Zukunft könnte es, Rivalität hin oder her, 
dem rechtsextremen VB nutzen, poten- 
zielle politische Kooperationspartner vor- 
zufinden und den ‚Cordon sanitaire’ wir- 
kungslos werden zu sehen. 

BhS, Paris 
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Rheinland-Pfalz: 


Über den Kommunalwahlkampf 
von NPD und „Republikanern” 


Auch wenn es den Parteien 
und Gruppierungen der äu- 
Bersten Rechten am Wahlsonn- 
tag, den 7. Juni 2009 nicht gelang, bei 
den Kommunalwahlen im struktur- 
konservativen Rheinland-Pfalz in die 
Rolle der „Krisengewinnler” zu 
schlüpfen, so geben die Wahlergeb- 
nisse, die vor allem auf die, teilweise 
gegeneinander antretenden, NPD 
und „Republikaner“ entfallen, kei- 
nesfalls Grund zur Entwarnung. Ins- 
besondere das Ergebnis der „Republi- 
kaner“ in Pirmasens (wo die Partei 
mit 5,7% auch ihr bundesweit bestes 
Ergebnis bei den gleichzeitig stattfin- 
denden Europawahlen einfahren 
konnte) macht noch einmal deutlich, 
wo sich das Wählerpotential derjeni- 
gen befindet, die mit faschistoiden bis 
offen faschistischen Parolen auf Stim- 
menfang gehen wollen: Hier, wo die 
„REP” 6,2 % bei den Wahlen zum 
Stadtrat erhielt, ist die Arbeitslosig- 
keit besonders hoch. Pirmasens be- 
setzt den traurigsten Spitzenplatz be- 
züglich der Arbeitslosenquote im ge- 
samten Bundesland. 


ARBEITSLOSIGKEIT UND EXISTENZ- 
ÄNGSTE DER ARBEITENDEN KLASSE 
ALS NÄHRBODEN FÜR DIE 
VERBRECHERISCHEN IDEEN DER 
RECHTSRADIKALEN 


Und so dürften die durch und durch bür- 
gerlichen und reaktionären „Republika- 
ner“ ausgerechnet unter Arbeitern und 
Arbeitlosen überdurchschnittlich viel 
Rückhalt errungen haben. Die Plakate 
mit ihren sozialdemagogischen oder teils 
einfach nur platten Parolen („Deutsch ist 
geil“) wurden so vor allen Dingen in den 
Gegenden von Pirmasens aufgehangen, 
wo die Erwerbslosigkeit ein Viertel der 
Bevölkerung betrifft. In ihrem Wahlpro- 
gramm forderten sie daher „Soziale Ge- 
rechtigkeit für uns Pirmasenser und nicht 
für den Rest der Welt“. Abgehobene und 
überhebliche Reaktionen von Politikern 
der etablierten Parteien, die, wie bei- 
spielsweise im Falle von Oberbürger- 
meister Matheis (CDU) im SWR am 
Wahlabend, teilweise die Tendenz zur 
Wählerbeschimpfung aufweisen, kom- 
men der Lösung des Problems kein 
Stück näher. Die teilweise betriebenen 
unqualifizierten Gleichsetzungen von 
Linkspartei einerseits und „REP“ und 
NPD (die hier 1,5% einfahren konnte 
und somit auch im Rat der Stadt vertre- 
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ten sein werden) andererseits verharmlo- 
sen zudem die Gefahr von rechts maßlos. 
Klar ist, dass es sich hierbei um kein 
neues Problem handelt: Bereits 2004 
konnten die „REP“s über 10 Prozent der 
Stimmen in Pirmasens auf sich vereini- 
gen und so zur viertstärksten politischen 
Kraft der Stadt werden. 

Ähnlich wie in Pirmasens, suchten 
sich die „REP“s auch in der Landes- 
hauptstadt Mainz als Alternative (Slo- 
gan: „Parteien gibt es viele, aber nur eine 
Alternative!“) zu den „Altparteien“ dar- 
zustellen. Zwar fiel auch hier (wie im ge- 
samten Land, wo sich der durchschnittli- 
che Stimmenanteil von 1,3% auf jetzt 
0,9% verschlechterte) das Stimmener- 
gebnis für die „Republikaner“ magerer 
aus als noch vor 5 Jahren (7,3% im Ver- 
gleich zu 2009: 4,2%), die Bereitschaft 
vieler, die sich von den etablierten Par- 
teien des „Mainzer Modells“ enttäuscht 
fühlen, ihr Kreuz ganz weit rechts zu ma- 
chen, bleibt jedoch signifikant hoch. 


DIE JUGEND IM FOKUS DER RECHTEN 


Im Norden von Rheinland-Pfalz, genauer 
gesagt im Westerwaldkreis, werden die 
Versäumnisse der Politik beim Aufgrei- 
fen von Problemen der Bevölkerung, die 
so den Nährboden für die extreme Rech- 
te bereiten, eklatant deutlich. Hier drän- 
gen die NPD und die ihr nahe stehenden 
Kameradschaften seit Jahren in die Ju- 
gendszene ein und sammeln, teilweise 
mit Erfolg, die Jugendlichen für ihre ver- 
brecherische Sache ein, die von anderen 


Unzufrieden 
mit der Politik? 


Trau 


Parteien und Organisationen „vergessen“ 
wurden. 


MIT ALLEN DEMOKRATISCHEN MIT- 
TELN GEGEN DIE FASCHISTEN 


Der SPD-geführte Stadtrat von Bad Ma- 
rienberg versuchte beispielsweise die 
Tatsache, dass die NPD ihren Wahl- 
kampfabschluss für Rheinland-Pfalz mit 
brauner Prominenz eben in der Stadt im 
Westerwald durchführten, „nicht an die 
große Glocke zu hängen“. Nur dem Aus- 
scheren einiger Marienberger Sozialde- 
mokraten, die sich dem antifaschisti- 
schen Anspruch ihrer Partei verpflichtet 
fühlten, aus dem Bann des Schweigens 
ist es zu verdanken, dass ein breites 
Bündnis vor Ort zu einer großen Mani- 
festation gegen rechts mobilisieren 
konnte. Im Wahlkampf fiel die NPD 
dann vor allem mit rassistischen Plaka- 
ten auf, die von der Staatsanwaltschaft 
Koblenz wegen des Verdachts auf Volks- 
verhetzung beschlagnahmt wurden. Den- 
noch konnte ein Einzug der Neofaschis- 
ten in den Westerwälder Kreistag, der ih- 
nen mit 1,7% knapp gelungen ist, nicht 
verhindert werden. Und bereits im Vor- 
feld kündigte der NPD-Kreisvorsitzen 
Steup an, „zu den nächsten Kommunal- 
wahlen [...] dann auch die Nachbarkrei- 
se und die Untergliederungen in Angriff 
[zu] nehmen.“ 

Insgesamt ist der „große Wurf“ für die 
äußerste Rechte zwar ausgeblieben, doch 
in jeden Kreistag, für den die NPD Kan- 
didaten aufstellte, (Alzey-Worms, Bad 


www.rep.de 


Dich! 


Geh am 7. Juni REP wählen. 


Dürkheim, Südwestpfalz und Wester- 
wald) zog sie auch, wenn auch auf klei- 
nem Niveau, ein. Bei den Trierer Stadt- 
ratswahlen, wo sie den „bosnischen Be- 
freiungsnationalisten“ Safet Babic ins 
Rennen schickten, kamen sie ebenfalls 
auf immerhin einen Sitz im Rat. 

Zusammen mit einigen Kandidaturen 
in kleineren Städten und Gemeinden er- 
zielen die selbsternannten „Nationalde- 
mokraten“ ein landesweites Ergebnis 
von 0,4%. 

In der Regel traten die Neofaschisten 
zum ersten Mal (seit Jahrzehnten) wieder 
für die jeweilige Gebietskörperschaft an. 
Die „REP“s haben eine längere Tradition 
in der rheinland-pfälzischen Kommunal- 
politik, sodass es sich bei den meisten ih- 
rer Kandidaturen um ein erneutes Antre- 
ten (und keine Premiere) und erneutes 
Einziehen handelt. In diese Kategorie 
fallen, neben den bereits erwähnten, die 
Kandidaturen zum Stadtrat in Ludwigs- 
hafen und Speyer und die Kreistagskan- 
didaturen in Bad Dürkheim, Germers- 
heim, Rhein-Pfalz-Kreis sowie Kandida- 
turen in einigen kleineren Orten. 


FAZIT 


Der große Erfolg für die extreme Rechte 
in Rheinland Pfalz blieb letzten Endes 
aus. Die Gefahr des Rechtsradikalismus 
aus den Augen zu verlieren, wäre jedoch 
fatal. Mit ziemlicher Sicherheit haben 
solche Parteien, wie beispielsweise die 
NPD, ein großes Protestwählerpotenzi- 
al. Es ist jedoch ersichtlich, dass die ex- 
tremen Rechten in Aktionsgemeinschaf- 
ten- und Bündnissen ihre Strategie des 
Vordringens und der Etablierung ihres 
verbrecherischen Gedankenguts forcie- 
ren. Hier gilt der Bekämpfung des Ein- 
nistens in parlamentarische Strukturen 
der rechten Parteien einerseits und dem 
weiteren politischen Kampf für ein 
NPD-Verbot absolute Priorität. Durch 
ein NPD-Verbot würde das stärkste 
Glied der braunen Kette rausbrechen. 

Von besonderer Wichtigkeit ist aber 
auch die Auseinandersetzung mit 
Rechtsaußen in den Kommunal-, Ver- 
bandsgemeinden- und Stadtparlamen- 
ten. Es gilt den Neofaschisten ihre Mas- 
ke herunterzureißen, um aufzuzeigen, 
dass hinter ihrem Wirken ein mörderi- 
sches Gedankengut steckt. 

Der Rückzug des Staates aus der Ge- 
sellschaft muss rückgängig gemacht 
werden. Die Parole von einem Mehr an 
„Eigenverantwortung“ sorgt letztlich 
dafür, dass die Rechten weiter vordrin- 
gen, Fuß fassen können. Alle gesell- 
schaftlichen Kräfte, gerade die demo- 
kratischen Parteien und Organisationen, 
stehen in der Verantwortung, den Fa- 
schismus und seine Wurzeln mit Stumpf 
und Stiel zu negieren. 

Aaron Bläser und 
Phillip Becher I 


Nazis legen in Kommunen in 
Meckelnburg-Vorpommern zu 


SCHWERIN. In Mecklenburg-Vorpommern 
gewinnt die NPD bei der Kommunalwahl 
2009 landesweit deutlich dazu und stei- 
gert sich von 0,8 (2004) auf 3,2 Prozent. 
Die NPD wird nun 26 Mandate auf kom- 
munaler Ebene besetzen. Damit zieht die 
Partei in die meisten Kreistage und Bür- 
gerschaften in Mecklenburg-Vorpommern 
ein. Die NPD besetzt auch erstmals Sitze 
in den Kommunalparlamenten der Ober- 
zentren Rostock, Schwerin und Neubran- 
denburg. In Rostock wurde Birger Lüs- 
sow, seit September 2006 NPD-Abgeord- 
neter im Landtag, als einer von zwei 
NPD-Vertretern in die Bürgerschaft ge- 
wählt. Allerdings verlieren die Neonazis 
im Vergleich zur Landtagswahl 2006 
spürbar. Damals wählten über sieben Pro- 
zent der Bürger in Mecklenburg-Vorpom- 
mern die NPD, die erstmals in den 
Schweriner Landtag einzog. Im vorpom- 
merschen Uecker-Randow-Kreis holte 
die NPD mit 9,1 Prozent landesweit ihre 
meisten Stimmen. In der Kreisstadt 
Ueckermünde besetzt sie mit 12,1 Prozent 
nun drei Parlamentssitze. Das ist viel, fällt 
aber dennoch hinter das Ergebnis der 
NPD bei den Landtagswahlen mit damals 
18,5 Prozent zurück. In Kommunen wie 
Ueckermünde und Löcknitz sind die 
Rechtsextremen mit etwa 13 Prozent so- 
gar drittstärkste Kraft geworden — jeweils 
vor der SPD. 

Trotz Personalproblemen, die dazu 
führten, dass die NPD in einigen Kreisen 
nicht antrat, scheint sich die NPD nun in 
der Fläche zu etablieren. In westmecklen- 
burgischen Lübtheen setzten zwölf Pro- 
zent der Wähler ihr Kreuz auf die Liste der 
Rechtsextremen. Im Wohnort von Udo Pa- 
störs, NPD-Fraktionschef im Schweriner 
Landtag, hatte sich die Partei zum ersten 
Mal für eine Stadtvertreterwahl aufstellen 
lassen. In der Kleinstadt wurde der vorbe- 
strafte Andreas Theissen gewählt. Er ist 
NPD-Kreisvorsitzender von Westmeck- 
lenburg und Wahlkreismitarbeiter von 
Udo Pastörs. Nach der Wahl der NPD in 
den Schweriner Landtag hatte er einen 
NDR-Reporter angegriffen. Auch in Nord- 
westmecklenburg wurde mit Sven Krüger 
ein verurteilter Gewalttäter für die NPD in 
den Kreistag gewählt. Axel Holz ii 


Rumänischer EU-Abgeordne- 
ter darf nicht ausreisen 


BERLIN. Der frisch gewählten Europaab- 
geordneten der ultranationalistischen 
„Großrumänienpartei“ (PRM), Gigi Be- 
cali, darf zunächst nicht nach Brüssel rei- 
sen. Ein am Dienstag von einem Bukares- 
ter Gericht gegen ihn verhängtes generel- 
les Ausreiseverbot wurde inzwischen von 
höchster Instanz bestätigt. Hintergrund 
des ungewöhnlichen Vorgangs sind meh- 
rere Ermittlungsverfahren, die gegen Be- 


cali anhängig sind. Die Staatsanwaltschaft 
wirft ihm und vier seiner Leibwächter vor, 
sich bei einem Akt der Selbstjustiz der 
Freiheitsberaubung und schwerer Miss- 
handlungen schuldig gemacht zu haben. 
Der Multi-Millionär und Inhaber des Fuß- 
ballclubs Steaua Bukarest saß dafür An- 
fang April bereits für zwei Wochen in Un- 
tersuchungshaft. 

In einem anderen Fall soll er versucht 
haben, den Ausgang eines Erstligaspiels 
durch Bestechungsgelder in Höhe von 1,7 
Millionen Euro zu beeinflussen, um sei- 
nem Verein den Landesmeistertitel 2008 
zu verschaffen. 

Nach Bekanntwerden des Ausreisever- 
bots verlautbarte Parteichef Corneliu Va- 
dim Tudor, auch er wolle dem Parlament 
aus Solidarität zunächst fernbleiben. Die 
PRM hatte bei den Europawahlen überra- 
schend 8,7 Prozent der Stimmen und drei 
Mandate errungen. In der zurückliegen- 
den Legislaturperiode gehörten ihre Euro- 
paabgeordneten der offen rechtsextremen 
Fraktion „Identität, Tradition, Souveräni- 
tät“ (ITS) an, die allerdings nur von Janu- 
ar bis November 2007 Bestand hatte. 


Rechtspopulist Wilders lehnt 


Parlamentssitz in Brüssel ab 


Brüsser. Der niederländische Rechtspo- 
pulist und Vorsitzende der „Partij voor de 
Vrijheid“ (PVV), Geert Wilders, wird sein 
bei der Europawahl gewonnenes Abge- 
ordnetenmandat nicht annehmen. Das 
teilte die Parteizentrale der PVV am Don- 
nerstag in Den Haag mit. Wilders hatte 
diesen Schritt bereits im Vorfeld der Wahl 
angedroht, um ein Zeichen gegen die Ein- 
mischung der Europäischen Union in die 
inneren Angelegenheiten seines Landes 
zu setzen. 

Der Wahlerfolg der PVV, die auf 17 
Prozent und vier Parlamentssitzen kam 
und damit als zweitstärkte Kraft aus der 
Europawahl in den Niederlanden hervor- 
ging, hatte international für Schlagzeilen 
gesorgt. Ihr Abschneiden gilt als sympto- 
matisch für den gestiegenen Zulauf 
rechtsextremer islamfeindlicher und an- 
tieuropäischer Parteien auch in anderen 
Ländern. 

Wilders Ankündigung, weiterhin in den 
Niederlanden politisch wirken zu wollen, 
dürfte jedoch neben seinem offen zur 
Schau getragenen Widerwillen gegen die 
europäischen Institutionen auch handfes- 
ten machtpolitischen Erwägungen ge- 
schuldet sein. Denn die PVV, die seit No- 
vember 2006 mit neun Abgeordneten im 
Parlament sitzt, kann sich durchaus Hoff- 
nungen auf eine Regierungsbeteiligung 
nach der turnusgemäß für 2010 anstehen- 
den Wahl machen, sollte der Rechtstrend 
in dem Land unvermindert anhalten. Nach 
aktuellen Umfragen käme die PVV der- 
zeit bei nationalen Parlamentswahlen auf 
bis zu 21 Prozent. 

Carsten Hübner I 
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Am 16. Mai, dem Jahrestag 
der ersten Deportation Ham- 
burger Roma und Sinti in die 
KZ, wurde die Ausstellung „Über Le- 
bende” im Mahnmal St. Nikolai eröff- 
net. Bis zum 4. Juni sind dort Fotopor- 
traits von Roma und Sinti zu sehen, 
die die nationalsozialistische Verfol- 
gung überlebt haben. Zu sehen sind 
Aufnahmen der Berliner Fotografin 
Christina Sandrock, die überlebende 
Sinti und Roma porträtiert hat. 


Ruhig und mit klarem Blick schauen sie 
von den Fotos. Sehr konzentriert, auf 
gleicher Augenhöhe mit dem Betrachter 
wirken die Fotos von Christina San- 
drock, behutsam aufgenommen. Neben 
jedem Portrait hängt ein Motiv des Kon- 
zentrationslagers Auschwitz, das durch 
seine harte, mächtige Symbolik in schar- 
fem Kontrast zu den von Würde gepräg- 
ten Bildern der Menschen steht. Unter 
den Portraits wachsen Info-Tafeln aus ei- 
nem Blumentopf, geben Auskunft über 
ihr Alter, die Stationen ihres Martyriums 
während der NS-Zeit und die Anzahl der 
Kinder, Enkel und Urenkel — ein weiteres 
Symbol für neues Leben und Lebens- 
hoffnung. Gerade angesichts der 
Zwangssterilisationen, welche von den 
Nazis auch an Roma und Sinti durchge- 
führt wurden. 

Die Fotografin Christina Sandrock 
brauchte einige Zeit, um Kontakt zu 
Überlebenden der nationalsozialistischen 
Vernichtungsprogramme zu finden, die 
bereit waren, über ihr Schicksal zu spre- 
chen und sich fotografieren zu lassen. 
Unterstützt wurde Christina Sandrock 
von Organisationen der Sinti und Roma. 
Auch in Hamburg hat sie Anfang 2009 
Überlebende gefunden, die bereit waren, 
sich porträtieren zu lassen. Ihr Fotopro- 
jekt hatte sie ursprünglich 2005 als Ab- 
schlussarbeit im Fachbereich Fotografie 
am Berliner Lette Verein durchgeführt. 
Die Hamburger Ausstellung wird von der 
Roma und Cinti Union, RCU, unter- 
stützt. 

Eröffnet wurde die Ausstellung am 16. 
Mai. Genau 69 Jahre zuvor organisierten 
Polizei und Behörden in Hamburg den 
ersten Transport: Am 16. Mai 1940 wur- 
den an die tausend Roma und Sinti aus 
Hamburg und Umgebung nach Polen in 
das Vernichtungslager Belzec deportiert. 
In den Jahren nach der Machtübergabe 
an die Nazis wurden alle, die nach rassis- 
tischen Kriterien als Roma und Sinti ein- 
gestuft wurden, ebenso wie alle als Juden 
eingestufte Menschen systematisch ge- 
sellschaftlich diskriminiert und krimina- 
lisiert. Roma und Sinti wurden zur 
Zwangsarbeit verpflichtet. Sie mussten 
sich regelmäßig bei der Polizei melden, 
durften bestimmte Orte nicht mehr besu- 
chen, öffentliche Verkehrsmittel nicht 
mehr benutzen. Am 8. Dezember 1938 
erging der grundlegende Erlass des 
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Über Lebende 


„Reichsführers SS und Chefs der deut- 
schen Polizei“, Himmler, „... die Rege- 
lung der Zigeunerfrage aus dem Wesen 
dieser Rasse heraus in Angriff zu neh- 
men.“ Mit dem Ziel der „endgültigen Lö- 
sung der Zigeunerfrage“ ordnete er an, 
alle als Sinti und Roma Einzustufenden 
im Deutschen Reich zu erfassen. Am 27. 
April 1940 erließ Himmler einen 
Schnellbrief, in dem die „Umsiedlung 
der Zigeuner“ befohlen wurde. Diese 
Aufforderung ging an die Polizeileitstel- 
len der Städte, nach Hamburg, Bremen, 
Hannover, Düsseldorf, Köln, Frankfurt 
am Main und Stuttgart. 

In Hamburg begann die Polizei am 16. 
Mai 1940 den Befehl umzusetzen. Meh- 
rere hundert zuvor erfasste Hamburger 
Roma und Sinti wurden an dem Sammel- 
punkt, der Harburger Polizeistation in 
der Nöldekestraße, festgesetzt. In Bussen 
wurden sie zum Fruchtschuppen an der 
Baakenbrücke im Hamburger Hafen, 
heute Ecke Kirchenpauerstraße Ecke 
Baakenwerder transportiert, die Zwi- 
schenstation der Deportation. Der 
Fruchtschuppen wurde später abgeris- 
sen. Die Roma und Sinti mussten hier 
fünf Tage warten. Der Fruchtschuppen 
war das provisorische Sammellager für 
alle norddeutschen Roma und Sinti, be- 
vor sie nach Polen in die Vernichtungsla- 
ger deportiert wurden: „Der ganze Platz 
wurde von den SS-Männern, Gestapo- 
leuten und Polizisten umzingelt, und wir 
wurden morgens um vier Uhr aus den 
Betten geholt. 

Uns wurde erzählt, dass wir umgesie- 
delt werden, wir sollten nichts mitneh- 
men, und wir durften nichts mitnehmen. 
Die sagten uns, dass wir dort alles vor- 
fänden und nichts mitzunehmen brauch- 
ten. Die Erwachsenen ahnten nichts Gu- 
tes und sagten: ‚Lasst uns mal das Not- 
wendigste für die Kinder mitnehmen, ‘,, 


erinnerte sich der Überlebende Gottfried 
Weiß. 


Am 20. Mai 1940 wurden laut der 
gründlichen Listen der Polizei 551 Ham- 
burger und weitere 359 norddeutsche 
Sinti in Güterwaggons verfrachtet — am 
Hannoverschen Bahnhof (Bild), von dem 
heute nur noch wenige Reste am Rande 
der Hafencity stehen, am Lohseplatz, 
dem ehemaligen Großen Grasbrook. Im 
Rahmen der Hafencity ist auch dort eine 
Wohnbebauung geplant, die Schaffung 
einer Gedenkstätte ist endlich geplant. 
Vom Hannoverschen Bahnhof gingen 
von 1940 bis 45 zwanzig Deportations- 
transporte ab, 7692 Menschen wurden 
von hier laut der peniblen Listen in die 
Lager transportiert, weil sie als Juden, 
Roma oder Sinti eingestuft worden wa- 
ren. Um die Roma und Sinti während des 
Transports im Mai 1940 ruhig zu halten, 
wurde immer wieder von „Umsiedlung“ 
gesprochen und jeder Familie ein Haus 
und Land in Polen versprochen. Die 
Roma und Sinti hatten nichts außer der 
wenigen Kleidung am Leib, ihr gesamtes 
Eigentum wurde von der Polizei konfis- 
ziert. 

In den ersten zwei Wochen in Belcec 
starben 75 Kinder an Erschöpfung oder 
Epidemien. Bei einer weiteren Hambur- 
ger Deportation 1943 wurden aufgrund 
des sogenannten Auschwitz-Erlasses die 
ergriffenen Roma und Sinti direkt in das 
sogenannte „Zigeunerlager“ im KZ Au- 
schwitz gebracht. In der Nacht vom 2. 
auf den 3. August 1944, der sogenannten 
„Zigeunernacht“, wurden dort alle ver- 
bliebenen, fast 3.000 Menschen, vergast. 
Sie wussten, was sie in den Gaskammern 
erwartet. Sie wehrten sich verzweifelt, 
bis zuletzt. Ihre Schreie waren in anderen 
Baracken zu hören. Gegen Morgen wur- 
de es still. 

Gaston Kirsche I 


:ausländer- und asylpolitik 


Europa-Richter stellen Ver- 
stöße gegen Menschen- 


rechtskonvention fest 


Die Straßburger Bilanz fällt für die Tür- 
kei sehr schlecht aus: In fast 1700 von 
rund 1950 Gerichtsentscheidungen aus 
der Türkei, die den Europa-Richtern bis- 
her vorgelegt wurden, stellte Straßburg 
Verstöße gegen die Menschenrechtskon- 
vention fest. In mehr als 500 Fällen hät- 
ten die Betroffenen in der Türkei kein 
faires Gerichtsverfahren erhalten, tadel- 
ten die Straßburger Richter. 

Die Menschenrechtsorganisation 
Amnesty International (Al) kritisiert den 
Umgang der Türkei mit Flüchtlingen. 
Als einziger Mitgliedstaat der Genfer 
Flüchtlingskonvention erkenne die Tür- 
kei grundsätzlich keine nichteuropäi- 
schen Flüchtlinge als Asylbewerber an, 
bemängelte ai in einem Bericht. Asylbe- 
werber würden häufig in Haft genom- 
men und dort nur schlecht versorgt. Au- 
ßerdem müssten sie ständig mit Abschie- 
bung rechnen, auch wenn ihnen danach 
schwere Menschenrechtsverletzungen 
drohten. Der Bericht wies auch darauf 
hin, dass immer wieder Flüchtlinge, die 
mit Booten illegal in die Türkei zu gelan- 
gen versuchten, bei den riskanten Aktio- 
nen ums Leben kämen. Dieses Vorgehen 
der Türkei hat einen historischen Hinter- 
grund, der auch mit der Kurdenfrage zu- 
tun hat: Um vor Verfolgung in die Türkei 
geflohene Kurden aus dem Irak und Iran 
in den letzten Jahrzehnten keinen Schutz 
zu gewähren, erkennt die Türkei nichteu- 
ropäische Asylbewerber nicht an. 

Quelle: flucht@nds-fluerat.org I 


Knapp 30.000 Ausländer 
Ende März mit Aufenthalts- 
erlaubnis „auf Probe“ 


BERLIN. Ende März dieses Jahres haben in 
Deutschland laut Ausländerzentralregister 
29.244 Menschen eine Aufenthaltserlaub- 
nis „auf Probe“ besessen. Dies geht aus ei- 
ner Antwort der Bundesregierung 
(16/13163) auf eine Kleine Anfrage der 
Fraktion Die Linke (16/12932) hervor. Da- 
rin bejaht die Regierung zugleich, dass die 
„auf Probe“ erteilten Aufenthaltserlaub- 
nisse ab dem 1. Januar 2010 im Regelfall 
nicht mehr gültig sein werden, wenn nicht 
zuvor rechtzeitig eine dauerhafte eigen- 
ständige Lebensunterhaltssicherung nach- 
gewiesen wurde. Wie es dazu in der Ant- 
wort weiter heißt, will die Bundesregie- 
rung „zu gegebener Zeit unter Einbezie- 
hung aller relevanten Gesichtspunkte ent- 
scheiden“, ob sie hinsichtlich der Stich- 
tagsregelung „dem Parlament einen Rege- 
lungsvorschlag unterbreitet“. 
Jesuitenflüchtlingsdienst IM 


Flughafenasylverfahren: 
Fehler mit riskanten Folgen 


FRANKFURT. Anhörungen und Entschei- 
dungen des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge im Flughafenasylverfah- 
ren sind voll eklatanter Mängel. Dies ist 
eines der Ergebnisse einer Untersuchung 
zum Flughafenasylverfahren gemäß $ 18 
a Asylverfahrensgesetz. 

Die Autorin, Dr. Ines Welge vom 
Flüchtlingsrat Wiesbaden, hat 32 Ent- 
scheidungen aus den Jahren 2006 bis 
2008 analysiert, die im Flughafenasyl- 
verfahren getroffen worden sind. In den 
meisten Fällen lässt sich an den Proto- 
kollen der Anhörungen und den Beschei- 
den feststellen, dass Mindestanforderun- 
gen an eine faire Anhörung und eine ver- 
nünftige Aufklärung des Verfolgungs- 
schicksals nicht eingehalten wurden. 

Fehlerhafte Entscheidungen im Flug- 
hafenasylverfahren sind angesichts der 
dort geltenden extrem knappen Fristen 
und der zunehmenden Unwilligkeit der 
Verwaltungsgerichte, sich selbst ernst- 
haft mit dem Vorbringen der Betroffenen 
auseinander zu setzen, gefährlich. In 
mehreren der untersuchten Verfahren 
standen am Ende unverantwortliche Ab- 
schiebungen, zwei Eritreer wurden sofort 
nach der Ankunft im Verfolgerstaat in- 
haftiert. 

Pro Asyl fordert das Bundesamt auf, 
sofort eine lückenlose Kontrolle von An- 
hörungsprotokollen und Bescheiden 
nach dem Vier-Augen-Prinzip sicherzu- 
stellen — insbesondere im Flughafenasyl- 
verfahren. 


Hinweis: Die Untersuchung „Hastig, un- 
fair, mangelhaft“ (230 $.) kann per Mail 
(proasyl@proasyl.de) oder eine Zusam- 
menfassung davon (11 $.) per Post (Pro 
Asyl, Postfach 16 06 24, 60069 Frank- 
furt) bestellt werden. Pro Asyl EM 


„Vernetzung der psycho- 
sozialen Versorgung und 
Flüchtlingsräte in den 
neuen Bundesländern“ 


HALLE. Am 23. April 2009 trafen sich 
zum ersten Mal die Flüchtlingsräte und 
Träger der psychosozialen Betreuung für 
MigrantInnen aus den neuen Bundeslän- 
dern zu einem gemeinsamen Erfahrungs- 
austausch. In Halle ging es vor allem um 
solche Themen wie: Zugang zu Dolmet- 
schern/ Sprachmittlern sowie fremdspra- 
chigen und kultursensiblen BehandlerlIn- 
nen, psychosoziale Versorgung von 
Flüchtlingen in den Gemeinschaftsunter- 
künften sowie die Gewinnung von Ehren- 
amtlichen und Spenden. Eine stärkere Ver- 
netzung war für die TeilnehmerInnen 


ebenfalls von großer Bedeutung. Das erste 
Treffen ist nur ein Auftakt zu einer ganzen 
Reihe regelmäßiger Zusammenkünfte. 

In Zukunft soll der Kreis der Teilneh- 
menden erweitert und an konkreten Fra- 
gestellungen gearbeitet werden. Ferner 
sind politische Forderungen und die Sen- 
sibilisierung der Mehrheitsgesellschaft 
für die Probleme in der psychosozialen 
Versorgung von Flüchtlingen geplant. 

Quelle: Pressemitteilung Flüchtlings- 
rat Sachsen-Anhalt e.V. Mai 2009 


Flüchtlinge klagen gegen 
Zurückweisung nach Libyen! 
Rom. Den Vertretern des Italienischen 
Flüchlingsrat (und ggf. anderen NGO- 
MitarbeiterInnen) in Libyen ist gelungen, 
die Vollmachten einiger Flüchtlinge für 
ein Klageverfahren gegen die Italieni- 
schen Staat vor dem europäischen Men- 
schenrechtsgerichtshof zu bekommen! 
Hier ein Auszug aus der Presseerklä- 
rung der beiden Vereine CIR (Ital. 
Flüchtlingsrat) und Unione Forense : 
„Die italienische Regierung war nicht 
befugt, die Migranten und Flüchtlinge 
zurückzuweisen. Unter den Zurückge- 
schobenen befinden sich 24 Personen, 
größtenteils Somalis und Eritreer, die 
mir die Vollmacht gegeben haben, Klage 
vor dem italienischen Staat beim Euro- 
päischen Menschenrechtsgerichtshof in 
Straßburg einzureichen.“ Das erklärte 
Rechtsanwalt Anton Giulio Lana. (...) 
Die Anwesenheit von Somalis unter der 
Migranten widerlegt die Legitimität der 
Aktion und stellt eine Verletzung des Art. 
3 der Menschenrechtskonvention dar (...) 
Libyen hat die Genfer Flüchtlingskon- 
vention nicht unterzeichnet und verfügt 
nicht über ein Asylsystem. (...) Die 
Flüchtlinge wurden in Libyen nicht ein- 
mal identifiziert, sie erhielten auch keine 
individuellen Zurückweisungsverfügun- 
gen.“ 
wwn.cir-onlus.org 
e-Mail: flucht@nds-fluerat.org I 


Appell: Völkerrechtswidrige 
Praktiken Italiens beenden — 
Bootsflüchtlinge aus Libyen 
zurückholen 


BERLIN. PRO ASYL hat den Vizepräsi- 
denten der EU-Kommission, Jacques 
Barrot, gestern in einem offenen Brief 
aufgefordert, sich endlich zu den Verstö- 
ßen Italiens gegen die Menschenrechte 
von Bootsflüchtlingen zu äußern. Die 
Zurückweisungspraxis der italienischen 
Marine verletze internationales Flücht- 
lingsrecht, die Europäische Menschen- 
rechtskonvention und EU-Recht. In Li- 
byen existiere kein Flüchtlingsschutzsys- 
tem und die Schutzsuchenden seien von 
der Kettenabschiebung in ihre Her- 
kunfts-/Verfolgerstaaten bedroht. er 
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Köln, 4.6.2009 - „Das ganze Bleiberecht für alle‘ - Kundgebung für das Bleiberecht 


von Flüchtlingen anläßlich der Innenministerkonferenz in Bremerhaven 


«+ PRO ASYL appelliert deshalb an 
Jacques Barrot, sich dafür einzusetzen, 
dass das EU-Mitgliedsland diese völker- 
rechtswidrigen Praktiken unverzüglich 
beendet. Außerdem solle die Kommissi- 
on die Initiative ergreifen und die nach 
Libyen zurückgeschickten Bootsflücht- 
linge zurückholen. Falls die Europäische 
Union nicht willens sei, gegen den hun- 
dertfachen Völkerrechtsbruch durch Ita- 
lien vorzugehen, füge sie dem internatio- 
nalen Flüchtlingsschutzsystem einen 
großen Schaden zu. | 


Schicksal zehntausender 
Flüchtlinge bleibt ungewiss 


BERLIN. „Es ist nicht hinnehmbar, dass 
sich die Innenminister von Union und 
SPD aus wahltaktischen Gründen nicht 
zu einem einfacheren Bleiberecht durch- 
ringen konnten“, kritisiert die innenpoli- 
tische Sprecherin der Fraktion DIE LIN- 
KE, Ulla Jelpke, nachdem es den Innen- 
ministern von Bund und Ländern auf ih- 
rer Konferenz in Bremerhaven nicht ge- 
lungen ist, sich auf eine Vereinfachung 
des Bleiberechts zu einigen. „Diese Hin- 
haltetaktik ist zutiefst inhuman und zeigt 
erneut die Verantwortungslosigkeit ge- 
genüber Menschen, die aufgrund von 
Kettenduldungen bereits seit Jahren ei- 
ner ungewissen Zukunft gegenüberste- 
hen.“ Jelpke weiter: 

„Zehntausende geduldete Flüchtlinge 
müssen bis Jahresende weiter um ihr 
Aufenthaltsrecht bangen. Die Betroffe- 
nen, die bereits seit acht bis zehn Jahren 
in der Bundesrepublik leben, wissen 
nicht, ob sie in ein paar Monaten in Län- 
der zurückgeschickt werden, in denen ih- 
nen Verfolgung, Not und Perspektivlo- 
sigkeit drohen. 

Nach der geltenden Bleiberechtsrege- 
lung müssen die Betroffenen bis zum 31. 
Dezember einen Arbeitsplatz und die Si- 
cherung ihres Lebensunterhalts aus eige- 
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ner Kraft nachweisen. Dann läuft die so 
genannte Altfallregelung jedoch aus. 
DIE LINKE hat immer wieder darauf 
hingewiesen, dass dies den meisten Men- 
schen, die in dieses ‚Aufenthaltsrecht auf 
Probe' gelangt sind, angesichts der Mas- 
senarbeitslosigkeit in Deutschland nicht 
möglich sein wird. Das gilt erst recht an- 
gesichts der Zuspitzung der Wirtschafts- 
krise in den letzten Monaten. DIE LIN- 
KE fordert daher, den Betroffenen end- 
lich einen sicheren, dauerhaften Aufent- 
halt in der Bundesrepublik zuzuerken- 
nen.“ 

Ulla Jelpke, MdB 


Roma brauchen Schutz 


BERLIN. „Innensenator Körting heizt be- 
wusst die rassistische Stimmung an, 
wenn er verbreiten lässt, dass die in Ber- 
lin lebenden Roma-Familien zurück 
nach Hause sollen‘. Das erinnert stark an 
die ausländerfeindliche Hetze rechtsex- 
tremer Gruppen, die gerne mit ähnlichen 
rassistischen Slogans in die Öffentlich- 
keit gehen“, kommentiert Ulla Jelpke, 
MdB der Fraktion die LINKE, Äußerun- 
gen des Berliner Innensenators Ehrhart 
Körting (SPD) in der Presse. Die aus Ru- 
mänien stammenden Roma halten sich 
seit Ende April in Berlin auf. Sie sind in- 
zwischen in der zentralen Aufnahmeein- 
richtung für Asylbewerber in der Span- 
dauer Motardstraße untergebracht. Dort 
wird derzeit geprüft, ob sie dauerhaft 
bleiben können. Momentan gilt für die 
Familien das Freizügigkeitsgesetz. Nach 
diesem Gesetz dürfen sich EU-Auslän- 
der drei Monate in der Bundesrepublik 
aufhalten. 

Ulla Jelpke weiter: 

„Die Mehrheit der Roma in Rumänien 
lebt unter katastropfalen, menschenun- 
würdigen Bedingungen. Rassistische 
Gewalt gegen Roma nimmt weiter zu. 
Gerade erst zog die rechtsextreme Groß- 


rumänienpartei (PRM), die mit ihrer Het- 
ze Pogromstimmung gegen Roma schürt, 
erneut ins EU-Parlament ein. Solange 
sich diese Zustände in Rumänien nicht 
ändern, wird auch die Abwanderung der 
Roma anhalten. Die Roma-Familien 
wollen daher zu ihrem eigenen und dem 
Schutz ihrer Kinder in Berlin bleiben. 
Die LINKE. setzt sich — ohne wenn 
und aber — für ein Bleiberecht von Men- 
schen in Not ein, unabhängig von Alter, 
Religion und Herkunft. Die gilt insbe- 
sondere für die Roma als einer früher 
vom Hitler-Faschismus besonders ver- 
folgten Gruppe, die bis heute nicht für 
ihre Leiden entschädigt wurde.“ 
Ulla Jelpke, MdB U 


Erster Rom aus Hessen ins 
Kosovo abgeschoben 


WIESBADEN. Gegen Mitternacht wurde 
Elvis A. (26 J.) aus Fuldatal aus dem 
Kreis seiner Lebensgefährtin — die eine 
Aufenthaltserlaubnis besitzt — und seiner 
beiden kleinen Kindern (11/2 Jahre und 
3 Wochen) von Polizeibeamten festge- 
nommen und am nächsten Tag abgescho- 
ben. 

In einer Presseerklärung seines An- 
walts, Alex Selbert (Kassel), heißt es 
weiter: 

Elvis A. war im September 1999 als 
17jähriger mit seinen Eltern und Ge- 
schwistern im Gefolge des Kosovo- 
Kriegs nach Deutschland geflüchtet. Jah- 
relang erhielt er kraft Gesetzes keine 
Möglichkeit eine Ausbildung oder eine 
normale Arbeit aufzunehmen. Er wurde 
nur geduldet. Unter die Härtefallrege- 
lung für langjährig in Deutschland leben- 
de Flüchtlinge fiel er nicht, da er 82 Tage 
zu spät nach Deutschland gekommen 
war. Vor einem Monat hatte er die Auf- 
forderung des Regierungspräsidiums er- 
halten, „freiwillig“ in das Kosovo zu- 
rückzureisen. Unter Verweis auf seine fa- 
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miliäre und soziale Integration hatte sein 
Anwalt daraufhin für ihn eine Aufent- 
haltserlaubnis beantragt. Statt einer Ant- 
wort wurde er jetzt abgeschoben. Für 
rechtliche Intervention blieb keine Zeit 
mehr. Elvis A. hat im Kosovo keine An- 
gehörigen mehr. Wie es mit ihm dort 
weitergehen soll, weiß er nicht. Wie sie 
ohne ihren Partner klarkommen soll, 
weiß derzeit auch die Mutter seiner Kin- 
der nicht. 

www.roma-kosovoinfo.com MM 


Chachipe fordert Lösung 
der Flüchtlingskrise 


HANNOVER. Anlässlich des zehnten Jah- 
restages des Ende des Krieges in Kosovo 
richtet die Menschenrechtsorganisation 
Chachipe einen dringenden Appell an die 
EU, eine Lösung der Flüchtlingskrise zu 
finden. Zehn Jahre nach Ende des Krie- 
ges warten mehrere zehntausend Koso- 
voroma immer noch auf eine Lösung ih- 
res Schicksals, sagt der Verein in einem 
Schreiben an den Europäischen Rat. 

In diesem Schreiben äußert Chachipe 
seine Besorgnis angesichts der jüngsten 
Unterzeichnung eines bilateralen Rück- 
übernahmeabkommens zwischen den 
Behörden des Kosovo und der Bundesre- 
gierung sowie der laufenden Verhandlun- 
gen mit den Regierungen anderer Auf- 
nahmeländer. „Vor zwei Wochen muss- 
ten wir die Abschiebung eines jungen 
Rom und Vater von zwei Kindern in 
Deutschland geborenen Kindern aus 
Deutschland in den Kosovo miterleben. 
Dies ist ein Verstoß gegen grundlegende 
Prinzipien des internationalen Men- 
schenrechts wie der Schutz der Familie 
und steht außerdem im Widerspruch mit 
der Stellungnahme des UNHCR über die 
andauernde internationale Schutzbedürf- 
tigkeit von Personen aus dem Kosovo,“ 
erklärte die Verein. 

Laut Chachipe ist der Druck auf Ko- 
sovoromaflüchtlinge, ins Kosovo zu- 
rückzukehren, in einigen Ländern inzwi- 
schen so groß, dass er eine neue Flucht- 
bewegung innerhalb der EU ausgelöst 
hat, bei der Flüchtlinge versuchen einer 
Abschiebung zu entgehen indem sie von 
einem Land ins nächste auswandern. 
Damit setzen sie sich jedoch der Gefahr 
aus, auf Grundlage der Dublin II-Rege- 
lung abgeschoben zu werden, die die 
Verantwortlichkeit für die Bearbeitung 
von Asylanträgen beim ersten Einreise- 
land festlegt. 

Chachipe hebt außerdem die Situation 
der Flüchtlinge in den Nachbarländern 
und im Kosovo selbst hervor, wo die 
Flüchtlinge unter unwürdigen und 
manchmal sogar lebensbedrohlichen Zu- 
ständen leben. „In keinem dieser Länder 
hatten die Kosovoroma eine reale Chan- 
ce, ihr Recht auf Asyl geltend zu ma- 
chen, sondern wurden auf Grundlage von 
Ad-hoc-Maßnahmen aufgenommen. An- 


gesichts des Rückgangs der internationa- 
len Hilfe und sinkender Aufmerksamkeit 
laufen diese Maßnahmen heute aus,“ er- 
klärt der Verein weiter. „Genau wie für 
die Flüchtlinge, denen lediglich ein tem- 
porärer Schutz in den Mitgliedstaaten 
der EU angeboten wurde, wurde ihnen 
eine Chance zur Integration und die 
Möglichkeit ein neues Leben zu begin- 
nen, verweigert.“ 

Der Verein fordert den Europäischen 
Rat und die Mitgliedstaaten der europäi- 
schen Union auf, eine nachhaltige Lö- 
sung der Flüchtlingskrise zu finden. Laut 
Chachipe appelliert das Schicksal der 
Kosovo-Roma in vielerlei Hinsicht and 
die Verantwortlichkeit der Europäischen 
Union, angefangen mit ihrem Engage- 
ment in der Kosovo-Konflikt. Als ersten 
Schritt fordert Chachipe ein sofortiges 
Ende der Abschiebung von Roma ins Ko- 
sovo. Eine solche Maßnahme muss 
durch eine EU-weite Regularisierungs- 
kampagne der Kosovoromaflüchtlinge 
und die Einführung von EU-subventio- 
nierten Integrationsprogrammen in Süd- 
osteuropa ergänzt werden. 

Für Chachipe ist die Lösung der 
Flüchtlingskrise untrennbar mit der Re- 
gelung der Nachkriegsordnung im Koso- 
vo verbunden. Der Verein forderte eine 
Wiederaufnahme der Eigentumsverfah- 
ren für Rückkehr und Entschädigung wi- 
derrechtlich enteigneten oder zerstörten 
Wohneigentums oder anderer Immobi- 
lien und Grundstücke, da viele Roma 
keine Möglichkeit hatten, ihre Rechte 
geltend zu machen. Darüber hinaus for- 
dert der Verein eine gründliche Untersu- 
chung der Menschenrechtsverletzungen 
gegen Roma und die Verfolgung und 
Verurteilung mutmaßlicher Kriegsver- 
brecher. „Dies ist nicht nur eine Frage 
der Gerechtigkeit, sondern auch eine not- 
wendige Voraussetzung für eine sichere 
und dauerhafte Rückkehr“, erklärt der 
Verein in seinem Schreiben. 


Schließlich fordert Chachipe die EU 
auf, die Schaffung eines Gremiums, das 
die Interessen der Kosovoroma in den 
Gesprächen mit internationales Organi- 
sationen und nationalen Regierungen 
glaubhaft vertreten kann, zu unterstüt- 
zen. 

All diese Themen sollen bei den 
nächsten Ratssitzungen vorrangig behan- 
delt werden, so Chachipe im Abschluss. 

Chachipe a.s.b.l. 
wwn.romarights.wordpress.com 


flucht@nds-fluerat.org I 


Berlin: Protest gegen 


Sammelabschiebungen 

BERLIN. Etwa 150 Mitglieder von 
Flüchtlingsinitiativen und Hilfsorganisa- 
tionen haben am 8.5.2009 gegen die Ab- 
schiebung von 104 vietnamesischen 
Flüchtlingen protestiert, die mit einer 
LTU-Maschine der Berliner Fluggesell- 
schaft Air Berlin vom Flughafen Schöne- 
feld in die vietnamesische Hauptstadt 
Hanoi ausgewiesen worden sind. Neben 
dem Personal waren auch Bundespolizis- 
ten, Ärzte und Sanitäter an Bord. 

Flüchtlingsgruppen machten auf den 
geheim gehaltenen Flug aufmerksam. 
Die zuständigen Behörden hatten im 
Vorfeld keine unabhängigen Beobachter 
für den Sonderflug zugelassen. „Ab- 
schiebungen dürfen nicht unter Aus- 
schluss der Öffentlichkeit stattfinden“, 
sagte Martin Stark, Leiter des Jesuiten- 
Flüchtlingsdienstes in Berlin. 

Die Einhaltung humanitärer Mindest- 
standards müsse überwacht und Betrof- 
fene unterstützt werden. 

Stark sagte, es gebe zurzeit Gespräche 
mit der Bundespolizei, auf dem im Bau 
befindlichen Flughafen Berlin-Branden- 
burg International für Abschiebeflüge 
eine Monitoringstelle einzurichten. 

Dort werden Betroffene beraten. In 
Düsseldorf und Frankfurt am Main gebe 
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es solche Stellen, in Hamburg sei kürz- 
lich eine eingerichtet worden. 

Politiker von Linke und Grünen hatten 
den Abschiebeflug kritisiert. Der flücht- 
lingspolitische Sprecher der Linken im 
Abgeordnetenhaus, Giyasettin Sayan, 
sprach von einer „unmenschlichen Sam- 
melabschiebung“, weil Betroffene oft- 
mals erst kurz vorher von ihrer geplanten 
Ausweisung erfahren würden und nicht 
mehr die Möglichkeit hätten, Beratungs- 
angebote und Rechtsbeistand in An- 
spruch zu nehmen. Der flüchtlingspoliti- 
sche Sprecher der Grünen im Abgeord- 
netenhaus, Benedikt Lux, sagte: „Es ist 
bedauerlich, dass Berlin Massenabschie- 
bungen dieser Art zulässt.“ Er fordert 
Einzelfallprüfungen auf Grundlage der 
Härtefallregelung. 

Doch der Senat fühlt sich für die Ab- 
schiebe-Aktion gar nicht zuständig. Die 
Bundespolizei in Potsdam hat die Sam- 
melabschiebung geplant. Finanziert wird 
der Abschiebeflug nach Hanoi von der 
europäischen Grenzschutzagentur Fron- 
tex. 

Aufgrund dieser 
Sammelabschie- 
nungen nach Hanoi 
am 8. Juni 2009 
vom Flughafen Ber- 

lin-Schönefeld hat- 
ten die Flüchtlings- 
räte Berlin und 
Brandenburg am 28.5.2009 einen Offe- 
nen Brief an die Fluggesellschaft „Air 
Berlin“ verfasst. Der Jesuiten-Flücht- 
lingsdienst gab eine Pressemitteilung he- 
raus mit der Forderung „Berlin braucht 
dringend eine Abschiebungsbeobach- 
tung. Darin wird u. a. gefordert: 1. „Ab- 
schiebungen dürfen nicht unter Aus- 
schluss der Öffentlichkeit stattfinden. 2. 
Das in dem deutsch-vietnamesischen 
Rücknahmeabkommen aus dem Jahr 
1995 festgelegte Verfahren der sog. Bot- 
schaftsanhörungen in den Wochen vor 
einer solchen Sammelabschiebung zur 
Identitätsfeststellung und damit zur Aus- 
stellung von Rückkehrdokumenten für 
die Betroffenen wirft Fragen auf. Nicht 
selten identifizieren diese eigens aus Vi- 
etnam eingeflogenen Delegationen ihre 
tatsächlichen oder vermeintlichen 
Landsleute nach offenkundig willkürli- 
chen Kriterien. 3. Eine solche Sammel- 
abschiebung führt zwangsläufig im Vor- 
feld zu unverhältnismäßig langen Haft- 
zeiten. So stammen von allen Abschie- 
bungshäftlingen, die schon länger als 
zwei Monate im Berliner Polizeigewahr- 
sam sind, drei Viertel aus Vietnam. Die 
Mehrzahl von ihnen wird jetzt abgescho- 
ben. Die Behörden sind aber gesetzlich 
verpflichtet, Abschiebungen so schnell 
wie möglich durchzuführen, um Belas- 
tungen für die Betroffenen möglichst ge- 
ring zu halten.“ 
Quelle: Jesuiten-Flüchtlingsdienst 
flucht@nds-fluerat.org 
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Abschiebungsstopp für 
Roma aus dem Kosovo! 


Appell des Roma-Treffens 2008-2009 


AN DIE SENATOREN UND MINISTER 
DES INNEREN DER BUNDESLÄNDER 
UND DER BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND SOWIE AN DIE 
FRAKTIONEN IN DEN LANDTAGEN 
UND IM BUNDESTAG 

Die deutsche Bundesregierung verhandelt 
derzeit mit der Regierung der Republik 
Kosovo über ein Rücknahmeabkommen 
von Kosovo-Flüchtlingen aus Deutschland. 
Von diesem Abkommen wären neben an- 
deren Minderheiten auch Roma, die vor 
dem Bürgerkrieg im Kosovo nach 
Deutschland geflohen waren, betroffen. 
Angesichts der derzeitigen Situation im 
Kosovo halten wir insbesondere eine 
Rückkehr der Roma-Flüchtlinge dorthin 
für nicht verantwortbar. 

Berichte von Menschenrechtsorganisa- 
tionen und von zurückgekehrten Flüchtlin- 
gen machen deutlich, dass im Kosovo ein 
Schutz von Minderheiten und eine unab- 
hängige Justiz noch lange nicht existieren. 
Ende Januar/Anfang Februar dieses Jahres 
hat die Menschenrechtsorganisation Cha- 
chipe e. V. auf Einladung der Weltgesund- 
heitsorganisation Roma im Kosovo be- 
sucht. Chachipe e. V. hat dabei festgestellt, 
dass Roma dort nach wie vor unter mise- 
rablen Bedingungen leben. Viele von ihnen 
wohnen in Lagern wie z.B. jenem nördlich 
von Mitrovica, das stark durch Blei belastet 
ist. Die Roma können in den meisten Fäl- 
len nicht mehr in ihre ursprünglichen Sied- 
lungen und Häuser zurückkehren, da sie 
entweder zerstört oder bereits durch andere 
Personen in Besitz genommen wurden. Sie 
sitzen buchstäblich auf der Straße. Es 
kommt immer wieder zu rassistischen 
Übergriffen. Die Arbeitslosigkeit unter den 
Roma liegt deutlich über 90 %. Angesichts 
dieser Situation ist es den RückkehrerIn- 
nen kaum möglich, ihre Existenz zu si- 
chern. UNMIK hat in ihrem letzten Bericht 
festgestellt, dass die Rückkehr von gefähr- 
deten Bevölkerungsgruppen, zu denen die 
Roma zählen, Sorge bereite. Viele Roma 
aus dem Kosovo leben noch immer als 
Flüchtlinge ohne festen Status in den euro- 
päischen Nachbarländern. Pro Asyl schätzt 
ihre Zahl auf ca. 100.000. 

Eine Abschiebung der Roma-Flüchtlin- 
ge aus Deutschland ist aus humanitären 
Gründen nicht hinnehmbar. Die meisten le- 
ben seit Jahrzehnten in Deutschland, Kin- 
der und Jugendliche sind hier aufgewach- 
sen oder gar geboren, sie haben hier die 
Schule besucht und sind hier groß gewor- 
den. Sie sind in Deutschland zu Hause, 
nicht im Kosovo. Abschiebungen bedeuten 
eine erhebliche Gefährdung des Kindes- 
wohls und eine Beschädigung ihrer Per- 
sönlichkeit. 


Überall in Europa leben Roma unter 
elenden Bedingungen und sind fortgesetz- 
ten Diskriminierungen ausgesetzt. Die 
Roma-Flüchtlinge, die in Deutschland le- 
ben, sollten hier die Chance erhalten, ein 
Leben ohne Diskriminierung zu führen. 
Der 1. Roma-Kongress der Europäischen 
Komission (EC) hat am 16.9.2008 in Brüs- 
sel für Roma in Europa dieses Recht einge- 
fordert. Die Konferenz betont „die Verant- 
wortlichkeit der EU-Mitgliedsstaaten“ für 
konkrete Schritte zur Verbesserung der Le- 
bensverhältnisse der Roma. Dies gilt für 
Deutschland angesichts der historischen 
Verantwortung, die unserem Land mit der 
Ermordung von 500.000 Sinti und Roma 
während des Nationalsozialismus zu- 
kommt, noch viel mehr. 

Bundestagspräsident Wolfgang Thierse 
hat schon 2007 im Bundestag gefordert, 
das Gespräch mit den Roma zu suchen, um 
eine Verbesserung ihrer Lage herbeizufüh- 
ren. Die Rückkehrverhandlungen mit der 
kosovarischen Regierung finden hingegen 
unter Ausschluss der Roma statt. Das Er- 
gebnis der Verhandlungen — so ist zu be- 
fürchten — wird eine Verschlechterung an 
Stelle einer Verbesserung ihrer Situation 
zur Folge haben. Abschiebungen von 
Roma in den Kosovo wären eine humanitä- 
re Katastrophe, von der insbesondere Kin- 
der ganz besonders hart getroffen würden! 
Die Rückkehr der Roma- Flüchtlinge wird 
auf der nächsten Innenministerkonferenz 
(IMK) in Bremerhaven diskutiert werden. 
Wir bitten Sie daher: 

«++ Setzen Sie sich dafür ein, dass auf der 
IMK ein Abschiebungsstopp für Roma aus 
dem Kosovo beschlossen wird! 

«+ Setzen Sie sich für ein grundsätzliches 
und dauerhaftes Bleiberecht aus humanitä- 
ren Gründen für Roma aus dem ehemali- 
gen Jugoslawien ein, da sie dort überall 
ohne Rechte sind! 

..% Setzen Sie sich für Gespräche mit 
Roma-Vereinigungen in Deutschland ein, 
um Wege zur Verbesserung ihrer Situation 
in Europa zu finden! | 


Das Roma-Treffen 2008-2009: 

Romane Aglonipe e. V., Roma Support, Projekt 
Roma Göttingen e. V., Rom e. V. Köln Romano 
Drom e. V. für Sachsen-Anhalt, Ushten Romnja- 
len, Arbeitsgemeinschaft Migrantinnen und 
Flüchtlinge in Niedersachsen e. V., AMFN, 
Flüchtlingsrat Niedersachsen e. V., Flüchtlings- 
rat Sachsen-Anhalt e. V., Kinder Kinder e. V., 
Ausländerbeirat Magdeburg, Antirassistische 
Gruppe Polypol, Bremen 

Dieser Appell wird unterstützt von: Flücht- 
lingsrat Bremen, Flüchtlingsrat Hamburg e. V, 
Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V., Flücht- 
lingsrat Baden-Württemberg e. V., AK Asyl 
Rheinland-Pfalz, Flüchtlingsrat Berlin e. V., 
Flüchtlingsrat Thüringen e. V., Flüchtlingsrat 
NRW e. V., Pro Asyl e. V. 
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Aufruf: 
Wir wählen 
atomwaffenfrei 


5. Pacemakers-Radmarathon 
für ein atomwaffenfreies 
Deutschland bis spätestens 
2010 


US-Präsident Obama hat sich 
für eine atomwaffenfreie Welt 
ausgesprochen. Er beruft sich 
dabei u.a. auf den 1968 abge- 
schlossenen Atomwaffensperr- 
vertrag, in dem sich die Atom- 
mächte zu ernsthafter und voll- 
ständiger Abrüstung verpflich- 
ten. Bei seinem Maßnahmenka- 
talog hat er die Abrüstung der 
in Europa gelagerten US-Atom- 
waffen nicht berücksichtigt. 
Obwohl die Bundesrepublik 
Deutschland den Atomwaffen- 
sperrvertrag unterzeichnet hat, 
sind in Deutschland bis heute 
Atomwaffen stationiert. 20 US- 
Bomben lagern noch immer im 
Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel in der 
Eifel. Ihre Sprengkraft beträgt mehr als 
das Hundertfache der Hiroshima-Bom- 
ben. Die Bundesluftwaffe hält in Büchel 
im Rahmen der nuklearen Teilhabe 
Kampfflugzeuge bereit und macht mit 
ihnen Übungen, um im so genannten 
„Ernstfall“ die dort lagernden Atomwaf- 
fen zu ihrem Einsatz fliegen zu können. 
Ein atomwaffenfreies Deutschland ist 
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur 
atomwaffenfreien Welt. Im Bundestag 
haben die Gegner der nuklearen Teilhabe 
eine Mehrheit. Alle Oppositionsparteien 
stellten bereits mehrfach Anträge auf Ab- 
zug der Atomwaffen. Außenminister 


Steinmeier kündigte zwar im April 2009 
Gespräche mit den USA an, die SPD tritt 
aber im Bundestagswahlkampf nicht of- 
fensiv für einen raschen Abzug der 
Atomwaffen ein. Nur die Union hält 
noch an der nuklearen Teilhabe fest. 
Anlässlich des 64. Jahrestages der 
Atombombenabwürfe auf Hiroshima 
und Nagasaki findet am 1.August 2009 
zum fünften Mal der Pacemakers-Rad- 
marathon für eine friedliche und gerech- 


Marathon - Die Veranstaltung 


te Welt ohne Atomwaffen statt. 335 km 
lang ist der Rundkurs von Bretten über 
Heilbronn, Mannheim, Kaiserslautern, 
Ramstein, Neustadt/Weinstraße nach 
Bretten. Mit diesem Marathon beweisen 
die Radfahrer eindrücklich den langen 
Atem der Friedensbewegung und ermuti- 
gen die Politiker, die aktuellen Chancen 
zu nutzen und endlich aktiv zu werden. 


Die Radfahrer und ihre Unterstützer 

fordern: 

«“+alle Kandidaten für den Bundestag 
auf: Setzen Sie sich nachdrücklich 
ein für den Abzug der in Büchel sta- 
tionierten Atomwaffen. 
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«+ alle Mitglieder der zukünftigen Bun- 
desregierung auf: Halten Sie den Ab- 
zug der Atomwaffen verbindlich im 
Koalitionsvertrag fest. Machen Sie 
Deutschland bis zur Überprüfungs- 
konferenz des Atomwaffensperrver- 
trages 2010 atomwaffenfrei: Keine 
Übungsflüge mehr für den Atomwaf- 
feneinsatz, Abrüstung der atomwaf- 
fenfähigen Trägersysteme der Bun- 
deswehr, Abzug der Atomwaffen aus 
Deutschland. 

«+Nur wenn keine Atomwaffen mehr 
existieren, ist die Gefahr eines Atom- 
kriegs gebannt. 

ERSTUNTERZEICHNER: 

Roland Blach (DFG-VK Baden-Würt- 

temberg), Wolfgang Deobald (Franken- 

thal), Eberhard Dittus (Friedensinitiati- 
ve  Neustadt/Weinstraße), Christoph 

Fuhrbach (Neustadt/Weinstraße), Harry 

Mergel (Bürgermeister Heilbronn), 

Klaus Pfisterer (DFG-VK Neckar-Fils), 

Ernst Rattinger (DFG-VK Offenburg), 

Otto Reger (DFG-VK Mannheim), Hed- 

wig Sauer-Gürth (DFG-VK Mannheim) 

Michael Strake (Friedensinitiative West- 

pfalz), Wolfgang Strasser (Friedensnetz- 

werk Balingen), Sonnhild und Ulli Thiel 

(DFG-VK Karlsruhe), Gaby Weiland 

(DFG-VK Mannheim), Jeanette Wern 

und Werner Winter (Friedensbüro Heil- 

bronn), Uli Wohland (Werkstatt für ge- 
waltfreie Aktion Baden). BE 


Andr& Shepherd - 


Ein US-Deserteur sucht Asyl 


MANNHEIM. Andr& Shepherd ging im 
Jahre 2004 zur US-Armee und war nach 
seiner Ausbildung sechs Monate als Me- 
chaniker für den Apache-Hubschrauber 
im Irak eingesetzt. Nachdem er zurück 
zu seiner Einheit nach Katterbach (Bay- 
ern) gekommen war, setzte er sich inten- 
siv damit auseinander, wie das US-Mili- 
tär im Irak gegen die Zivilbevölkerung 
vorgeht: „Schließlich wusste ich: Wenn 
ich noch einmal gehe, werde ich für den 
Tod und das Elend anderer verantwort- 
lich sein. Für mich war daher der Weg 
eindeutig: Ich musste raus aus dem Mili- 
tär.“ Im April 2007 desertierte Andre 
Shepherd. Am 26. November 2008 bean- 
tragte er in Deutschland Asyl. Anfang 
Februar 2009 fand eine Anhörung vor 
dem Bundesamt für Migration statt. Mit 
einer Entscheidung ist erst in mehreren 
Monaten zu rechnen. Der in Süddeutsch- 
land lebende Shepherd bietet nun für den 
Zeitraum vom 21. September bis 9. Ok- 
tober 2009 an, Veranstaltungen durchzu- 
führen. Auf diesen wird er ausführlich 
berichten, warum er eine erneute Verle- 
gung in den Irakkrieg verweigerte und in 
Deutschland Asyl beantragte. Danach ist 
ausreichend Zeit für Fragen, Diskussi- 
onsbeiträge und anderes mehr. 

Bei Interesse, Rückmeldung bis zum 21. 
Juni 2009 über www.connection-ev.de I 
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Jetzt sind die Illegalen dran 


Junge Freiheit Nr. 24/09 vom 5. Juni 2009 
Blattautor Michael Paulwitz verzweifelt an 
der europäischen Flüchtlingspolitik und 
führt Italien als positives Beispiel an: „An- 
ders Italien. Zwischen Kapitulation oder 
entschlossener Abwehr setzt Rom auf die 
zweite Lösung. Illegaler Aufenthalt als 
Straftatbestand, Abschiebelager, Legalisie- 
rung von Bürgerwehren — das sind deutli- 
che Signale, die im Volk ankommen. Ita- 
liens Marine drängt Flüchtlingsschiffe 
nach Libyen ab, statt wie die erfolglosen 
Frontex-Patrouillen nur Schleuserboote 
magisch anzulocken und die Illegalen an 
Bord zu nehmen.“ Das menschenverach- 
tende Vorgehen der italienischen Regie- 
rung reicht dem Autor aber noch nicht. Von 
der Bundesregierung fordert er: „Wieder- 
einführung scharfer Grenzkontrollen und 
Streichung der Einwanderungsanreize im 
Sozialsystem.“ Das würde auf einen Rück- 
fall in nationalstaatliches Alleinhandeln hi- 
nauslaufen — und manchem Rechten beim 
Ankarren von Kumpanen aus dem Vlaams 
Belang wahrscheinlich auch nicht passen. 
Welche Anreize das aufs äußerste reduzier- 
te bundesdeutsche Sozialsystem für die 
Einwanderung liefert, vor allem für die vom 
Autor beklagte illegale Einwanderung, ver- 
schweigt er vornehm. Die Zahl der aner- 
kannten Asylbewerber liegt in der Bundes- 
republik seit einigen Jahren unter Hundert. 
Sozialleistungen für Illegale gibt es in der 
Regel nicht, außer in einigen Großstädten, 
die inzwischen wenigsten Gesundheitsleis- 
tungen zur Verfügung stellen. 


Neue Geschichtsschreibung 


Junge Freiheit Nr. 24 und 25/09 
Blattchef Dieter Stein kündigt eine neue 
Serie zur deutschen Geschichte an — „Der 
lange Weg zum Weltkrieg“. Anscheinend 
will das Blatt eine neue Versailles-Debatte 
lostreten: „Tatsächlich fiel die weltpoliti- 


sche Eskalation 1939 nicht vom Himmel. 
Eine der wichtigsten Ursachen für den 
neuerlichen Weltenbrand gebaren die Sie- 
germächte des Ersten Weltkrieges in ei- 
nem berühmten Pariser Vorort. Just jährt 
sich auch dieses Jahr zum 90. Mal die Un- 
terzeichnung des Versailler Vertrages.“ 
Tatsächlich handelt es sich um den Be- 
ginn des zweiten Weltkriegs, verursacht 
durch den Überfall Nazideutschlands auf 
Polen. Die Geschichtsserie soll in zwölf 
Teilen vom ehemaligen Generalmajor 
Gerd Schultze-Rhonhof verfasst werden, 
der „den gesamten Zeitraum der ‚Zwi- 
schenkriegszeit‘ von 1919 bis 1939“ zu- 
sammenfasst. 

In der ersten Serie erklärt der Ex-Gene- 
ral, dass der Versailler Vertrag drei große 
Konfliktlinien zwischen Deutschland und 
Polen eröffnet habe, die „ein gedeihliches 
Nebeneinander zwischen den beiden 
Nachbarstaaten ohne spätere Korrekturen 
fast“ ausschlossen. Das seien zum einen 
die Gründung der „Freien Stadt Danzig“, 
zum anderen die Eingliederung Posens und 
eines Teils von Oberschlesien in Polen und 
drittens die Eingliederung Westpreußens in 
den polnischen Staat. Nun ist die Grün- 
dung der Republik Polen ein Ergebnis des 
Versailler Vertrages. Mit ihr wurde nur 
rückgängig gemacht, was deutsche Ostko- 
lonisation über Jahrhunderte angerichtet 
hatte. Für Schultze-Rhonhof jedoch sind 
die von den Siegermächten erzwungenen 
Gebietsabtretungen des deutschen Reiches 
die Ursachen für den zweiten Weltkrieg: 
„Diese Ursachen für einen neuen Krieg 
hatten die Sieger in Versailles geschaffen 
und sie nicht beseitigt, als die Zeit dafür 
noch reif war.“ Freundlich berichtet der 
General: „Ab 1933 rührte sich mit den Na- 
tionalsozialisten eine neue Kraft, die sich 
verpflichtet fühlte, mit den parteiübergrei- 
fend in Deutschland so bewerteten ‚Unge- 
heuerlichkeiten‘ von Versailles aufzuräu- 
men.“ Nun war die NSAP 1933 keine 
„neue Kraft“, sondern eine mit viel Geld 
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und verbrecherischen Umtrieben an die 
Macht geputschte Partei, die sich — das 
zeigt die spätere Geschichte — zu nichts 
anderem „verpflichtet“ fühlte, als groß- 
deutsche Interessen in der ganzen Welt 
durchzusetzen. 

In der zweiten Folge widmet sich der 
Generalmajor der Situation in Danzig, die 
er als eine der drei Ursachen für den zwei- 
ten Weltkrieg betrachtet. Die polnischen 
Regierungen hätten völkerrechtswidrig 
versucht, Danzig der polnischen Republik 
einzuverleiben. „So herrschte Polen 1921 
über ein Reich, das weit über die polni- 
schen Staatsgrenzen hinaus ging, in dem 
auch elf Millionen Ukrainer, Deutsche, 
Weißrussen, Litauer und andere Minder- 
heiten lebten. Im Deutschen Reich sah 
man sich als eine in diesem Staate organi- 
sierte Volksgemeinschaft, als Gesamtheit 
aller Deutschen. Beide Ansprüche muss- 
ten kollidieren, wo sich die Ansprüche 
überlappten: in der Freien Stadt Danzig 
...“ Dass die Weimarer Republik weit ent- 
fernt davon war, sich als „Volksgemein- 
schaft“ zu verstehen — bis dahin, dass ne- 
ben der Kommunistischen Partei auch die 
Polnische Reichspartei im Weimarer 
Reichstag vertreten war — , ficht den Autor 
nicht an. Wes Geistes Kind der ehemalige 
Bundeswehrgeneralmajor ist, erschließt 
sich am Ende seines zweiten Serientextes: 
„Polen hielt den Druck im Danziger Kes- 
sel aufrecht, bis der Zweite Weltkrieg aus- 
brach. Ab 1933 erstarkte in Danzig — wie 
im Deutschen Reich — die NSDAP und er- 
zeugte Gegendruck.“ Die NSDAP hat 
nachweislich systematisch ihre Parteiglie- 
derungen und fünften Kolonnen in angren- 
zenden Staaten, auf die das Deutsche 
Reich Anspruch erhob, aufgebaut und fi- 
nanziert —-vor allem in Polen und in der 
Tschechoslowakei. 


Zur Europawahl 


Junge Freiheit Nr. 25/09 vom 12. Juni 2009 
Das schlechte Ergebnis der DVU (0,4%) 
und der Republikaner (1,3%) bringt 
Chef Dieter Stein zu folgender Erkennt- 
nis: „In Zeiten der Wirtschaftskrise und 
eines sich ausweitenden Staatsinterven- 
tionismus stärken konservative Wähler 
in ihrer Not ausgerechnet die FDP, die 
den Lissabonvertrag ebenso mitträgt wie 
linke Familien- oder Einwanderungspo- 
litik ... Sektierertum im Inneren, Verfol- 
gungsdruck durch Innenministerien von 
außen, medial gestützter ‚Kampf gegen 
Rechts‘ und bürgerliche Feigheit sorgen 
dafür, dass es in Deutschland nicht die 
notwendige Ergänzung des Parteien- 
spektrums gibt, wie es das Europaparla- 
ment künftig widerspiegelt. Fast 20 Pro- 
zent der Abgeordneten kommen aus na- 
tional-konservativen, EU-kritischen Par- 
teien. Eine seriöse rechtsdemokratische 
Entsprechung in Deutschland lässt wei- 
ter auf sich warten. 
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